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Berlin den 27. Mai. Se. Majeſtät der König haben Allergnaͤdigſt geruht: 
Dem praktiſchen Arzte, Ur. Rademacher zu Goch, Kreis Kleve, den Rothen 
Adler⸗Orden vierter Klaſſe; fo wie dem emeritirten Schullehrer Seeger in Stol⸗ 
berg, Regierungsbezirk Aachen, das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; und 
au die Stelle des auf ſein Geſuch entlaſſenen bisherigen Preußiſchen Konſuls 
Hoffmann in Veracruz den dortigen Kaufmann Herrmann d'Oleire zum 
Konſul daſelbſt zu ernennen 

Se. Königl. Hoheit der Prinz Albrecht iſt von Neu-Strelig zurückgekehrt. 
— Se. Greellenz der General-Lieutenaut, General-Adjutant Sr. Majeftät des 
Königs und Kommandeur der 14. Diviſion, Graf von der Gröben, iſt von 
Duͤſſeldorf hier angekommer. — Der Fürſt zu Lynar, iſt nach Drehne abgereiſt. 

Potsdam den 27. Mai. Se. Königl. Hoheit der Erbgroßherzog von 
Heſſen und bei Rhein iſt, von Darmſtadt kommend, heute hier eingetroffen 
und auf Schloß Sansſouci abgetreten. 


(Griechenland.) Die politiſchen Conſtellationen zeigen ſich wieder höchſt 
gefahrdrohend für Griechenland. Man darf und muß das tragiſche Verhäng⸗ 
niß beklagen, welches fortwährend über dem Haupte dieſes Volkes ſchwebt; aber 
man gibt ſich leicht der falſchen Illuſion hin, daß dieſes Schickſal ohne Schuld ſei, 
weil man jo gerne bei dem modernen Griechenland au das alte Hellas denkt, da 
doch die heutigen Griechen in gar unbeſtimmtem Sinne Nachkommen der Hellenen 
und kaum irgendwie Nacheiferer derſelben genannt zu werden verdienen. Die Ge⸗ 
ſchichte weiſt deutlich nach, daß Griechenland, lange bevor die Türken den Halb- 
mond in Konſtantinopel aufgepflanzt hatten, durch Weichlichkeit ſeiner Bewohner 
im Innern zerrüttet und der eigenen Auflöſung ſehr nahe war. Seine verſchie⸗ 
denen Regenten, die oft durch Gunſt der Soldateska aus der Hefe des Volkes 
hervorgingen, haben wieder Perſonen gleichen Schlages zu Miniſtern gewählt, de⸗ 
ren eifrige Sorge es war, durch verſchiedenartige Vorſpiegelungen ſo viel als 
möglich Geld von der Nation zuſammenzubringen, dabei aber beſonders für ſich 
ein- bedeutendes Scherflein ins Trockne zu ſchaffen, und wenn auch damals das 
Organ der Zeitungen nicht ſo wie jetzt zu Gebote ſtand, ſo wurden dafür bezahlte 
Lobredner eigens in die Provinzen geſchickt, die den Ruhm ihrer Herren verbeiten 
und die weiſen Maßregeln für das Wohl des Landes anpreiſen mußten. Da 
wurden die Türken Sieger und ſchalteten ungehindert nach ihrer barbariſchen Wills 
kür. Der ſchlaue Grieche verbarg jorgfältig feinen Raub vor den Augen des 
Stärkeren und heuchelte dem Aeußeren nach Demuth und Unterwürfigkeit, indeſſen 
Mache in feinem Buſen kochte, die er aber ſelten anders als auf hinterliſtige Art zu 
löſchen vermochte. Die Türken theilten allmälig das Land unter ſich, das der 
Grieche nun für] ie bearbeiten mußte. — Das Blut und die Sprache der ein- 
fligen Hellenen haben ſich daher nicht erhalten, die heutigen Griechen ſind Miſch— 
nge, die es oft nur in der Verdorbenheit weiter gebracht haben als jene, für de— 
ren Enkel ſie ſich ausgeben. Einem ſolchen Volke wurde ein Deutſcher Prinz zum 
Koͤnig vorgeſetzt, deſſen Familie ſo viel zum Beſten Griechenlands opferte und da— 
für oft mit Undank belohnt worden iſt. Durch die Vertreibung der Deutſchen, 
die zu ihnen Kunſt, Wiſſenſchaften und Geld gebracht haben, manifeſtirten die 
Griechen einen Theil ihrer Sinnesweiſe; die Europäiſchen Seemächte ſtreckten ih: 
nen Geld zur Gründung ihres Nationalwohles und zu geregelter Organiſation des 
Landes vor, aus Abzahlen wurde aber bisher gar nicht gedacht, durch die rück. 
ſtändig gebliebenen Zinſen wurde die Schuld nur noch mehr vergrößert; man 
ſollte doch glauben, daß während einer fo langen Friedensepoche, in der bedeutende 
Steuern und Abgaben erhoben wurden, die theilweiſe Abtragung einer ſolchen 
Schuld dem Griechiſchen Volke hätte heilig fein müſſen. Schade um das Para- 
dieſiſche Land, daß es in den Händen eines Volkes iſt, das keinen Sinn für 
den Landbau hat und mehr dem Handel und Schacher anfängt. Wäre es 
durch Deutſche Colonien bevölkert, fo ließen ſich Vortheile für den Deutſchen Han 


del und Schifffahrt im Mittel- und ſchwarzen Meere erwarten, die zugleich Vor⸗ 
heile für das Land ſelbſt wären. Der Grieche kann ſich aber mit dem Deutſchen 
durchaus nicht vertragen. So bietet Griechenland zur Stunde noch keinen geeig⸗ 
neten Boden für die Coloniſation. Um fo mehr möchten wir die Aufmerkſamkeit 
auf die Coloniſation Bulgariens durch Deutſche Auswanderer hinwenden. Und 
doch iſt Griechenland ſeiner Lage wie ſeiner Geſchichte nach ein Hauptanhaltspunkt 
füt das Wiedereindringen des oceidentaliſchen Geiſtes in den Orient, und es wäre 
ewig Schade, wenn eine nahe oder ferne Kriſis in den Orientaliſchen Angelegen⸗ 
heiten nicht dazu helfen ſollte, Hellas mehr, als jetzt überhaupt abzuſehen iſt, ſeinem 
alten Weltberufe wieder zu gewinnen, oder auch nur einem beſcheidenen Theil deſ⸗ 
ſelben. 5 

Die Allgemeine Preußiſche Zeitung enthält Folgendes: „Ein auswärtiges 
Blatt meldet, unter Zuſammenſtellung dieſer Nachricht mit einer neulichen Er⸗ 
klärung des Herrn Landtags-Kommiſſarius über das Poſtgeheimniß: ein Abge⸗ 
ordueter der Provinz Preußen, v. K., ſei zu mit geladen, und über einen ihm in 
Abſchrift vorgelegten Brief veruommen worden, welchen er bald nach Beginn des 
Landstags nach Königsberg geſchrieben haben ſollte. Ich erkläre dieſe Nachricht 
hierdurch für durchaus unwahr, indem ich zugleich ein für alle Mal 
gegen jede Nennung meines Namens in Verbindung mit dem Poſt⸗ 
geheimniß auf das Beſtimmteſte proteſtire.“ Berlin, den 27. Mai 
1847. Der Koͤnigl. Polizei-Präſident. v. Puttkammer. 

Berlin, den 28. Mai. Nach heute hier eingegangenen Berichten iſt die 
Stadt Stolpe von einem großen Brand Unglück betroffen worden. Am 23ften 
d. M. gegen Mittag entſtand nämlich in einer Vorſtadt Feuer, welches ſich bei 
heftigem Winde durch Flugfeuer mit unglaublicher Schnelligkeit uach verſchiedenen 
Stadttheilen verbreitete und erſt in der Nacht vom 23ſten zum 24ſten d. M. ge⸗ 
loͤſcht werden konnte. Es find im Ganzen 83 Gebäude vollſtändig niederge⸗ 
brannt; 62 meiſt arme Familien haben dadurch ihr Obdach und den größten Theil 
ihrer Habe verloren. Ein Menſchenleben hat, Gott ſei Dank, die Feuersbrunſt 
nicht gekoſtet. 

Die Eutſtehungsart derſelben iſt noch nicht ermittelt, jedoch wird die Ueber⸗ 
zeugung ausgeſprochen, daß ſie eine zufällige war und ruchloſe Brandſtiftung das 
Unglück nicht veranlaßt hat. 

Berlin. Heute Abend, den 25. Mai, fand die erſte Verſammlung der 
chriſtkatholiſchen Deputirten ſtatt. Uuſere Gemeinde hat eine Ueberſicht der An⸗ 
träge drucken laſſen, welche die verſchiedenen Gemeinden eingeſandt haben. Die 
Breslauer Gemeinde ſteht an der Spitze der konſequenten Durchführung des chriſt⸗ 
tatholiſchen Prinzips; die Niederrheiniſchen, Poſenſchen und Schleſi⸗ 
ſchen Gemeinden, auch Berlin und Frankfurt a. d. O. reihten ſich der Breslauer 
an. Einige kleinere Preußiſche Gemeinden, ganz beſonders aber Stettin und 
Hamburg, ſowie die meiſten Sachſiſchen, Oberrheiniſchen und Suddeutſchen Ges 
meinden bildeten den konſervativen Gegenſatz zu den Fortſchrittsbeſtrebungen der 
erft genannten. Wir hoffen aber auf eine friedliche Loͤſung des Gegenſatzes und 
Vereinigung der nur durch das unweſentliche Glaubensbekenntniß und einige Kul⸗ 
tusreformen getrennten Gemeinden, da fie keine Glaubens- oder Kultusgemein⸗ 
ſchaft, ſondern eine Lebensgemeinſchaft bilden wollen. — Als ſicher kann hier 
mitgetheilt werden, daß der Abgeord. v. Beckerath am letzten Sonnabende in 
Sansſouci zur Tafel gezogen wurde. 

Dem N. K. wird aus Berlin geſchrieben: „In dem Geſundheitszuſtande des 
erſten Landtagsmarſchalls Fürften Sol ms ſollen durch die Geſchaftsüberhäufung 
Störungen eingetreten fein, fo daß ein Zurücktreten deſſelben zu befürchten wäre.“ 

Die Hamb. B.⸗H. meldet aus Berlin: es fei hier von London in ziemlich 
beſtimmten Ausdrücken die Drohung ergangen, daß, wenn der Zollverein bei dem 
Entſchluſſe einer Nichternenerung des Handels- und Schifffahrtsvertrages mit 
Eugland und der Einführung eines Differential⸗Zollſyſtems verbleiben ſollte, das 
Engliſche Miniſterium ſich wahrſcheinlich entſchließen werde, die Navigationsbill 
gänzlich aufzuheben und nur zu Ungunſten des Zollvereins einen Differentialzoll 
beizubehalten. 
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Die Augsburger Allg. Zeitg. ſpricht ihr Bedauern darüber aus, 


Berlin. 
daß das anfangs mit ſolchem Eifer in's Leben gerufene Rennionsweſen der Lands 
tagsmitglieder nicht recht gedeihen wolle und daß ſowohl die Privatzuſammen⸗ 
künfte der Abgeordneten bei Mielentz als auch die von Nichtmitgliedern des Land⸗ 
tages beſuchten Konventikel im Hotel de France ihrer allmäligen Auflöſung entges 
gen gingen. Jedoch habe neulich, fährt die Augsburgerin fort, die Auweſenheit 
einiger Badiſchen Deputirten, namentlich des Abgeordneten Vaſſerman n, eine 
große Anzahl von Landtags mitgliedern zu einem Mittagsmahl bei Kroll verſam⸗ 
melt. In dieſer wohlgemeinten Mittheilung findet ſich eine kleine Unrichtigkeit, 
die wir der Augsb. Allg. Zeitung bei ihrer Auſchauungsweiſe des Preußiſchen 
Landtags überhaupt nicht eben hoch anrechnen dürfen. Unſerer von gut unters 
richteter Seite her ſtammenden Kenntniß nach iſt nämlich das beſagte Diner bei 
Kroll keineswegs, wie es nach dem Bericht der Augsburgerin den Anſchein ge— 
winnt, zu Ehren Baſſermann's und anderer Badiſchen Abgeordneten veranſtaltet, 
ſondern dem Hrn. Baſſermann iſt die Ehre zu Theil geworden, von einigen be⸗ 
freundeten Preußiſchen Landtagsmitgliedern als Gaſt zu dem ſchon ſeit längerer 
Zeit verabredeten gemeinſamen Mittagsmahl der Ständeglieder eingeführt zu 
werden. 

Nachrichten aus Königsberg zufolge herrſcht unter den dortigen Geſinnungs⸗ 
tüchtigen eine große Unzufriedenheit über das Verhalten der Königsberger Depu⸗ 
tirten auf dem Vereinigten Landtage. Namentlich vetmerkt man es mit gerechter 
Entrüſtung, daß dieſe Herren, welche zum Theil in den Bürgergeſellſchaften und 
in den Konzerten auf Böttchershöſchen ein jo beifallswürdiges Rednertalent ent⸗ 
falteten, in den Landtagsverhandlungen bisher noch ſaſt gar keine Proben ihrer 
eminenten Redegabe abgelegt haben. Unter ſolchen Umſtänden müſſen es ſich die 
Herren gefallen laſſen, daß der Humor ihrer Königsberger Sinnesgenoſſen ſich in 
etwas derben Sarkasmen über ihre dort unbegreifliche Zurückhaltung ergeht. Un⸗ 
ter anderen Kraftäußerungen dieſes Humors furüst in den geſinnungstüchtigen 
Kreiſen Königsbergs folgende Anekdote: Einige Freunde der Deputirten hätten ſich 
brieflich bei dieſen nach der Urſache ihres Schweigens erkundigt, worauf von die⸗ 
ſen die Antwort eingelaufen: ob man deun nicht in der Zeitung geleſen: Allge— 
meines Gemurmel! das hätten fie angeſtiftet. Eine andere Variation ſucht die 
Urſache des Schweigens darin, daß die Königsberger Deputirten ſich ja ſchon zu 
Hauſe für inkompetent erklärt hätten. — Die arge Welt! 1 
Aus Wongrowier im Großherzogthum Poſen, vom 22ften Mai enthält 
die Schleſ. Ztg. folgenden Artikel: „Wie traurig die Folgen nicht zu rechter Zeit 
angewendeter Energie fein können, hat ſich bei den gerichtlichen Unterſuchungen 
gegen Theilnehmer der ſogenannten Theuerungs⸗Unruhen wieder deutlich 
herauegeſtelt. Bei den Anfängen zu Oneſen hatte das Militair nichts zur Ver⸗ 
hütung des Tumults an ſich gethan; es verbreitete ſich daher unter dem Volke 
das Gerücht: „die Regierung habe den Armen erlaubt, Getreide zu nehmen, wo 
es ſei, das Militair in Gneſen habe dem Plündern ruhig zugeſehen, und nur 
dafür geſorgt, daß die Königlichen Kaſſen nicht beraubt würden, oder die Tumul⸗ 
tuanten ſich untereinander prügelten.“ In Folge dieſes Gerüchts rotteten ſich 
allerlei Leute zuſammen, plünderten oder erpreßten ſogenannte freiwillige Gaben. 
Hier in der Stadt hatten ſich die Schützen bewaffnet, und dadurch am Markttage, 
an welchem 500 bis 700 Menſchen mit leeren Säcken ſich eingefunden hatten, 
während keine Zufuhr gekommen war, die Entfernung der Plünderer ſofort bewirkt. 

Vom Rhein. Rd. u. M.⸗ Z.) — In Rußland herrſcht noch immer das 
Verfolgungsſyſtem gegen die Katholiken. Die Sion bringt ein ſchaudererregendes 
Faktum in einem Original- Artikel aus Bulgarien datirt, zur Oeffentlichkeit. 
Nach dieſer Nachricht ſoll nämlich der apoſtoliſche Miſſionair, Cöleſtin Willim, 
in einer Feſtung zwiſchen Odeſſa und Ismael, ohne ihn ſchuldig zu finden, ohae 
ihn auch nur zu hoͤren, ein trauriges Opfer wilder Ruſſiſcher Wuth, durch die 
Kugeln hingerichtet worden fein. So würde denn dieſe Gewaltthat, zu den be⸗ 
kannten Nonnen und anderen Verfolgungen hinzutretend, die Ruſſiſch-Römiſchen 
Angelegenheiten, an ſich ſchon verwirrt, in ein neues Stadium drängen, deſſen 
Ende ſchwer vorauszusehen fein dürfte. 


Ausland. 


Dir ann ARTEN: ID. 

Aus Schleswig ⸗Helſtein. Zufolge mehrer aus Kopenhagen eingegans 
gener Briefe ſoll man daſelbſt in höhern Kreiſen von der bevorſtehenden dritten 
Vermählung des Kronprinzen ſprechen. Einige reden von der Nordiſchen Prin⸗ 
ze ſſin, andere von einer Norddeutſchen. Der Luſtkutter des ringen, auf weld em 
derſelbe ſeine letzte Brautfahrt unternahm, ſoll zu einer bevorſtehenden Seereiſe in 
Bereitſchaft geſetzt werden, wodurch jenes Gerücht an Konſiſtenz gewinnt. In 
Kopenhagen ſind viele der Meinung, durch eine dritte Vermählung des Kronprin⸗ 
zen ließe ſich die Schleswig Holſteiniſche Frage am leichteſten abmachen, und aus 
dieſer Urſache ſucht man in den höchſten Kreiſen einen ſolchen Plan anf alle Weiſe 
zu befördern. Dennoch iſt die allgemeine Volksſtimme gegen eine dritte Vermahl⸗ 
ung des Kronprinzen, und ſehr Viele fürchten, daß daraus nur neue Verwickelun⸗ 
gen und Uebelſtände eutſtehen könnten 

Stuttgart. Faſt täglich kommen noch Verhaftungen von Perfonen vor, 
die angeblich bei den bedauerlichen Vorgängen des 3. d. M. betheiligt geweſen fein 
ſollen, und die Unterſuchung ſcheint einen ſehr eruſten Charatter anzunehmen; 
möge es ihr doch ja gelingen, die eigentlichen Urheber jener Scheußlichkeiten zu 
entdecken und ſie in ihrer nackten Blöße der allgemeinen Verachtung und der wohl⸗ 


verdienten Strafe Prels zu geben. Unter den erſt ganz neulerblugs Verhaftetell 
befinden ſich auch einige Mitglieder des hieſigen Männer⸗Turnvereins, in welchem 
ſchon ſeit jenen Vorfällen große Zwiſtigkeit und Aufregung herrſchte, vorzüglich 
als bei neulich erſt ergangenen Aufforderung zu Bildung bewaffneter Bürgerkorps 
nur ſehr wenige Mitglieder zum Zutritt zu ihne F u. 

Stuttgart den 25. Mai. Von den hiefigen Aerzten und Wundärzten ſind 
bis jetzt 168. Verwundungen ſchuldiger Theilnehmer bei dem Aufruhr conſtatirt. 
Der Menſch, welcher beharrlich in feindlicher Abſicht an den König drängte, 
und dabei, von einem Feldjäger feſtgenommen werben konnte, iſt ein Menſch, 
der mit Unterftügung des Königs erzogen worden war. Die meiſten der Haupt⸗ 
theilnehmer hatten ihre Geſichter geſchwaͤrzt und ware in Bluſen gekleidet. Un⸗ 
verhaͤltnißmäßig viele Handwerksburſchen waren in ecken Tagen hier einge⸗ 
troffen. Faſt ſämmtliche Poſtpferde wurden in derſelben Nacht zu eiligen Extra⸗ 
poſten in der Richtung nach Baden und Frankfurt in Anſpruch genommen, welchem 
wichtigen Umſtande unter den damals obwaltenden Verhältniſſen nicht die gehörige 
Aufmerkſamkeit geſchenkt werden konnte. Auf dem Wahlplatze wurde ein Theil 
einer abgehauenen Hand mit einem goldenen Ringe verſehen, gefunden, ihr Be⸗ 
ſitzer aber bis jetzt noch nicht entdeckt. i 

Die Deutſchkatholiken in Eßlingen haben beſchloſſen, ſich freie chriſtliche Ge⸗ 
meinde zu nennen und bei dem Leipziger Glaubensbekenntniß zu bleiben. 

Am 22. Mai ſtarb in Darmſtadt Ernſt Emil Hoffmann. 

In der Sitzung der Naſſauiſchen Landesdeputirten am 5. Mai iſt (wie 
aus den gedruckten Protokollen erſichtlich) nach einer lebhaften Diskuſſion der Ges 
ſetzentwurf einer allgemeinen Maaß- und Gewichtsordnung ange⸗ 
nommen worden. a 

Frankfurt den 26. Mai. Der Deutſche Poſtkongreß, von welchem mehr⸗ 
fach die Rede war, iſt, wie man ſagt, auf den Herbſt verſchoben worden. 

Von der Pleiſſe. — Wenn man dem Deutſch-Katholicismus 
hier und da vorwirft, daß er den großen Erwartungen, die man von ihm ſich 
gemacht, nicht entſpreche; wenn die Erfahrung lehrt, daß das anfangs ſchnell 
fortſchreitende Werk jetzt nur langſam weiterſchreitet und namentlich in katholiſchen 
Ländern gar nicht die Fortſchritte macht, die man erwartete, ſo liegt die Schuld 
gewiß viel mit darin, daß die beginnende katholiſche Reform wohl wußte, was 
ſie nicht wollte, aber über Das, was ſie wollte, ſich nicht klar genug war. Gilt 
dies nun namentlich von der Stellung des Deutſch-Katholicismus zum Chriſten⸗ 
thume, ſo iſt es gewiß ein bedeutender Fortſchritt, wenn, wie es heißt, von den 
Leipziger Deputirten auf dem eben ſtattfindenden deutſch-katholiſchen Council zu 
Berlin der Antrag geſtellt werden ſoll, den unpaſſenden Namen: „Dentſch⸗katho⸗ 
liſche Kirche“ künftig mit dem Namen: „Evangeliſch⸗katholiſche Kirche“ zu vertau⸗ 
ſchen. Es iſt allerdings nur ein Wort, aber es liegt in dieſem Worte ſehr viel, 
denn es giebt dem Deutſch-Katholicismus einen poſitiven Halt, einen Grund und 
Boden, auf dem er ſtehen und ſich in Verbindung mit allen Chriſten weiter ent⸗ 
wickeln kann. Der Deutſch⸗Katholicismus erklart damit, daß er eine organiſche 
Entwickelung und Fortbildung des evangeliſchen Chriſtenthums ſein wolle. Er 
nähert ſich dadurch den Evangeliſchen, ohne die Katholiken abzuſtoßen; aber er 
ſtellt ſich höher als Beide. Er ſtimmt mit Beiden überein, indem er mit ihnen 
im Evangelium die Wahrheit findet; er unterſcheidet ſich aber von Beiden, indem 
Beide außer dem Evangelium noch andere menſchliche Autorität und hijtorifche 
Rechte anerkennen: die Katholiken die alte Kirchenlehre, die Kirchenväter, die 
Concilien nebſt der Tradition und dem canoniſchen Rechte; die Proteſtanten die 
neue Kirchenlehre, die ſymboliſchen Bücher und das Landeskirchenrecht. Wenn 
es dann dem Deutſch-Katholieismus gelingt, die in jenem Namen liegende Auf- 
gabe zu verwirklichen und ſich ſicherer als die älteren Kirchen auf den Grund und 
Boden des reinen Chriſtusevangeliuus zu ſtellen, fo bildet er eine höhere Einheit. 

O e ſt etre i ch. 

Wien den 24. Mai. Man ſcheint hier jetzt eruftlich an eine Annäherung 
an den Zollverein zu denken. 2 
Frankreich. 

Paris den 24. Mai. Die Büreaus der Deputirten-Kammer unterzogen 
geſtern zwei Anträge und einen Geſetz-Entwurf ihrer vorläufigen Prüfung. Der 
Vorſchlag des Herrn Berville, wonach die öffentlichen Beamten verpflichtet fein 
ſollen, ihre Klagen in Diffamationsſachen direkt vor die Jury zu bringen, wurde 
von der Majorität in allen Büreaus bekämpft und wird gar nicht zur Verleſung 
in öffentlicher Sitzung kommen. Auch der Antrag des Herrn Cremieux auf Aus⸗ 
ſchließung aller Mitglieder beider Kammern von dem Zuſchlag und der Verwaltung 
von Eiſenbahnen fand lebhaften Widerſpruch; indeß wurde für dieſen doch eine 
Kommiſſion ernannt und mit Berichterſtattung bariber beauftragt. 1 

Die Nachrichten von der Inſel Bourbon reichen bis zum 23. Februar. 
Die Finanzkriſe hatte ſich in Folge ſchlechter Witterung, die 35 Tage lang anhielt 
und den Zuckerpflanzungen ſehr ſchadete, noch verſchlimmert. An baarem Geld 
fehlte es ganz, und der Mangel an Lebensmitteln wurde immer empfindlicher, 
beſonders wegen Unterbrechung des Handels-Verkehrs mit Madagaskar, von wo 
man früher im Tauſchhandel größtentheild den nöthigen Bedarf an Rindvieh und 
Reis bezog, den man nun von Indien holen und baar bezahlen muß. 

Der Mexikaniſche Konſul zu Marſeille hat bei der dortigen Handelskammer 
schriftlich und im Namen feiner Regierung gegen das Dekret der Nordamerikani⸗ 
ſchen Regierung proteſtirt, welches die verſchiedenen Mexikauiſchen Häfen, die 
gegenwärtig von Amerikaniſchen Truppen beſetzt ſind oder noch von denſelben be⸗ 
ſetzt werden, dem Handel neutraler Nationen unter Auflegung von Zöllen eröffnet, 


287 


welche von denen des Mexikaniſchen Tarifs abweichen und unter dem Vorwande 
einer Kriegs⸗Entſchädigung der Union zufließen ſollen. 

Nach amtlichen Angaben im Moniteur beläuft ſich der Geſammtſchaden 

der vorjährigen Ueberſchwemmungen auf 27,677,000 Frs., während im Ganzen 
an milden Gaben für die Ueberſchwemmten 3,507,000 Frs. eingingen. Etwa 
15,000,000 jenes Verlufies büßten reiche Leute ein, die bei Vertheilung der 
Gaben unberückſichtigt blieben. Die ganze Unterſtützungsſumme wurde unter die 
unbemittelten Opfer der Ueberſchwemmungen vertheilt, deren Verluſt 12 bis 
13,000,000 betrug, und denen alſo etwas über ein Viertel ihres Schadens 
vergütet wurde. 

Der Miniſter Duchatel hat einen neuen Fieberanfall gehabt und wird wohl 
für einige Zeit an den legislativen Arbeiten nicht Theil nehmen können. 

Die Tuilerieen ſind jetzt in eine förmliche Citadelle verwandelt, welche von 
nächtlichen Patrouillen durchſtreift wird und von Wachſoldaten mit geladenen Ge⸗ 
wehren umſtellt iſt. Das Schloß iſt täglich mit einem Bataillon Infanterie, zwei 
Poſten Nationalgarde, einem Pitet Kavallerie und einer Abtheilung zu Fuß, bes 
ſetzt. Des Nachts zählt man gegen 60 Wachſoldaten, außer einer Anzahl, die 
mit geladenen Doppelgewehren die Gärten durchwandern und vier anderen, welche 
unter dem Pavillon de l' Horloge ſtehen. Nur die Linie ladet die Gewehre, nicht 
die Nationalgarde. 5 

Der Kapitain Marin, welcher, weil er ſich von den Arabern gefangen neh⸗ 
men ließ ohne ein Gewehr abfeuern zu laſſen, zum Tode verurtheilt wurde, hat 
jetzt nach der Rückkehr aus der Gefangenſchaft auf die Kaſſation ſeines Urtheils 
angetragen. Der Kaſſationshof hat geſtern das Urtheil verworfen und zwar ohne 
auf ein weiteres Urtheil anzutragen, ihn alſo für gänzlich frei und ſchuldlos erklärt. 

Die Engländer ſollen eine neue Expedition gegen die Inſel Socotra, am 
Eingang der rothen Meeres, beabſichtigen und dieſe (bekanntlich ein Beſitzthum 
des Imam von Maskat) ſelbſt in Beſitz nehmen wollen. Für den Engliſchen 
Handelsverkehr würde die Inſel ſehr wichtig ſein. 

Geſtern wurde ein Beamter der Halle unter folgenden Umſtänden zum Erſatz 
eines Eſels verurtheilt. Er war ausgegangen und hatte ſeinen Hund allein zu 
Haufe gelaſſen. Der Hund ſprang oder fiel im vierten Stock zum Fenfter hinaus 
auf eine Marklſe. Die letztere ſtürzte mit ihren Eiſenſtangen auf einen eben 
vorüberkommenden Eſel und ſchlug ihn auf der Stelle todt, während der Hund 
geſund blieb. Die Klage gab viel zu lachen, zuletzt aber mußte der Verklagte 

bezahlen. a 
l Der ſchöne Wald von Alix, im Rhone-Departemeut, iſt in dieſen Tagen in 
Brand gerathen, und das Feuer hat, in Folge eines großen Sturms, bereits 
72 Morgen zerflört: 

DV t, der Prozeß des Gen spans-Cubieres ſolle erſt im Juli 
am eee Ae e ende 8 Sud 892 
mentier, den man, wie es ſcheint, gern ſchuldig finden möchte, um den General 
zu retten, hat eine beſondere Schrift zu ſeiner Vertheidigung erſcheinen laſſen. 

Mehrere Blätter enthalten eine Nachricht, der zufolge die Franz, Regierung 
dem kürzlich in Florenz verſtorbenen älteſten Sohn Hieronymus Napoleon's, auch 
auf die Fürſprache des Königs von Württemberg, nicht geſtatten wollen, die von 
den Aerzten ihm verordneten Bäder in den Pyrenäen zu beſuchen. 

8 Spanien. 

Madrid den 16. Mai. Die Königin war letzthin in Aranjuez zweimal 
augenſcheinlicher Lebensgefahr ausgeſetzt. Als ſie in einem vierſpännigen Wagen, 
die Pferde mit eigener Hand leukend, am Ufer des Tajo fuhr, ſprangen die 
Vorderpferde zur Seite und würden den Wagen in den Fluß geworfen haben, 
wenn nicht ein daneben reitender Lakei ſich ihrer bemeiſtert hätte. Tags darauf 
fuhr die Königin mit ihrem Kabriolet an einen im Wege liegenden Baumſtamm 
mit ſolcher Heftigkeit, daß ein Rad zerbrach und der Wagen zur Seite fiel. Glück⸗ 
licherweiſe wurde die Königin nicht beſchädigt. 

La Riva iſt im Geſängniſſe fo ſchwer erkrankt, daß er der Behandlung zweier 
Aerzte hat übergeben werden müſſen. 

Wie ich aus hieſigen Blättern ſehe, iſt der junge Herzog von Seſſa ganz 
unerwartet hier eingetroffen. Dies Ereigniß erregt um fo größeres Aufſehen, als 
er ſeine Gemahlin, die Infantin Donna Joſefa, mit der er vor kaum drei Mo⸗ 
naten vermählt wurde, im Auslande zurückließ, wo ſie ihrer Entbindung mit je⸗ 
dem Tage entgegenſieht. Der Herzog ſoll dem Miniſterium eine Vorſtellung 
eingereicht haben, deren Inhalt noch nicht bekannt geworden it. 

Die fünfhundert der Königin Donna Maria treuen Portugieſen, welche ſich 
auf Spaniſches Gebiet flüchteten, ſind in Alcaßices entwaffnet worden und ſollten 


am 1 4. in Zamora eintreffen. Der General Concha ſcheint nicht allzu begierig 
Er hat unter dem Vor⸗ 


auf dem Portugal zu erwerbenden Lorbeeren zu ſein. 
waud einer Unpaßlichteit ſeine Abreiſe von hier verſchoben. Der Oberſt Wylde 
und der Marquis von Espaſia kamen am 6. in Porto au. Die dortige Junta 
ſoll ſich jedoch weigern. ihre Truppen aufzulöſen, und vielmehr als Unterpfand 
für die Erfüllung der beantragten Uebereinkunft verlangen, deß Sa da Bandeira 
mit ſeiner Mannſchaft Liſſabon beſetze. N 

Die Karliftenbanden haben ſich, da fie die Unmöglichkeit erkannten, den vom 
General⸗Kapitain verfammelten Streittraften zu widerſtehen, in die Gebirge der 


Propinz Gerona zurückgezogen. 5 
| | ite 


Rom den 14. Mai. Heute früh iſt ihre Königliche Hoheit die Frau Prin⸗ 
zeſſin Albrecht von Preußen nach einem dreitägen Aufenthalte nach Antona abge⸗ 


reiſt, um auf einem für ihren ausſchließlichen Gebrauch dorthin beſtellten Dampf⸗ 
boote nach Trieſt überzufahren und von dort ohne Aufenthalt ſich nach Schleſien 
zu begeben. 0 ö 
Rieder lande. 
Aus dem Haag den 22. Mai. Se, Kaiſ. Hoheit der Großfürſt Konſtantin 
iſt geſtern am Bord des Dampfſchiffes „Black Eagle“ nach England abgereiſt. 
Rußland und Polen. 

St. Petersburg, den 21. Mai. Man ſagt, daß Se. Maj. der Kaiſer 
gegen die politiſchen Verurtheilten Polens einen beſondern Gnadenakt erlaſſen habe. 
Die nach Sibirien verbannten, deren Güter konfiscirt wurden, ſollen zurückkehren 
dürfen und auch ihre Güter gegen Entrichtung der Schätzungsſumme, für welche 
fie der Kaifer erworben, zurückerhalten. Schon das Gerücht erregt die freudigſte 
Bewegung, und wenn es ſich bewährte, ſo würde dadurch gewiß eine große An⸗ 
zahl Gemüther gewonnen werden, fo wie es ſich andererſeits dadurch beweiſen 
würde, daß Rußland von den politiſchen Umtrieben nichts mehr zu befürchten zu 
haben glaubt. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Berlin. — Vorgeſtern, am 25ſten Nachmittags, wo Tanſende unſerer 
Reſidenzbewohner noch Erholung und Erheiterung im Freien ſuchten, hat ſich 
in unſern Mauern folgender, höoͤchſt beklagenswerther Fall zugetragen: In einem 
Hauſe der Kloſterſtraße, im Hintergebäude, fand man ein junges, 17 Jahr 
altes Mädchen erwürgt und mit auf den Rücken gebundenen Händen todt vor. 
In derſelben Wohnung lag ein Mann, der arbeitenden Klaſſe angehörend, der 
ſich durch einen Schuß den Kopf vom Rumpfe getrennt hatte. Daß das Mädchen 
gewalſamen Todes geſtorben, darüber ſcheint kein Zweifel obzuwalten. Ob dem 
Verbrechen ein anderes vorangegangen, wie es den Anſchein hat, oder ob andere 
Motive zur Tödtung des Mädchens und zum Selbſtmorde des Mannes vorgele⸗ 
gen, darüber iſt ein Schleier gezogen, der hier ſchwerlich zu lüften ſein wird. 

Einer der ſchwierigſten Zweige der Staatsverwaltung iſt bekanntlich die Hand⸗ 
habung der Sicherheitspolizei in ihrer Stellung gegen das Publikum, als den 
zu ſchützenden Theil, und gegen die Verbrecher, in Bezug auf den Anſpruch, den 
auch ſie haben, daß ihre perſönliche Freiheit nach verbüßter Strafe eben ſo geach⸗ 
tet werde. Die Frage iſt nämlich die: darf die Polizei Präventiv⸗Maßre⸗ 
geln gegen muthmaßliche Verbrecher in Ausführung bringen, um die Bürger in 
ihren Rechten und in ihrem Eigenthum zu ſchützen? oder, um gleich einen beſon— 
dern Fall zu wählen, dürfen Taſchendiebe, von denen die Behörde Ausübung 
ihres Gewerbes bei Paraden oder großem Volkszudrange vermuthet, präventiv 
verhaftet und, bis die Gefahr beſeitigt iſt, in Haft gehalten werden? Es leuch⸗ 
tet wohl ein, daß hierbei nicht durch geſetzliche Vorſchriften allzuviel gewirkt wer⸗ 
den kann, und daß die Anordnung einer ſolchen Verhaftnahme dem polizeilichen 
Ermeſſen der Beamten überlaſſen werden muß. Eben deshalb iſt es von großer 
Wichtigkeit, daß die Sicherheitsbehörde mit Männern von raſchem Entſchluß und 
richtigem Urtheil beſetzt ſei, und wir wollen einmal auch darauf hinweiſen, daß 
in Preußen jetzt mit großer Sorgfalt bei Beſetzung dieſer ſchwierigen Stellen ver⸗ 
fahren wird, indem man namentlich auch die Humanität der Polizeibeamten be⸗ 
rückſichtigt. 5 f 

(Beſcholten oder unbeſcholten.) Vielfach iſt die Frage der Beſchol⸗ 
tenheit in Folge der Landtagsverhandlungen darüber, im Publikum beſprochen 
worden. Als einen Beitrag zu derſelben geben wir folgenden Fall, deſſen Au⸗ 
tenticität wir verbürgen können. — In einer kleinen Märkiſchen Stadt erſcheint 
Jemand vor dem Stadtrichter, um Geld aus dem Depoſitorium zu erheben; in⸗ 
deß war die Zeit dafür ſchon verſtrichen, und der Stadtrichter konnte dem Ver— 
langen nicht mehr nachkommen. Da der Fordernde vom Lande war und wahr 
ſcheinlich nicht über Nacht in der Stadt bleiben wollte, ſo wird er dringend; der 
Stadtrichter kann aber dennoch feine Bitte nicht erfüllen, worauf jener heftige 
Worte fallen läßt, welche der Richter ihm verweiſet, mit dem Bemerken, daß er 
vor feiner Gerichtsbehörde ſtände. Als auch das nicht fruchtet, deutet der Richter 
darauf hin, daß, wenn der Andere ſich ferner ungebührlich betrage, er ihn durch 
den Gerichtsdiener müſſe entfernen laſſen. Darauf verläßt der Fordernde das 
Zimmer. Beide Perſonen aber waren Offiziere der Landwehr und der Hinausge⸗ 
wieſene ſchickt dem Stadtrichter eine Herausforderung, welche dieſer ſeiner vorge⸗ 
ſetzten Behörde einreicht. Dieſe erſieht aber aus dem erforderten Bericht das 
ruhige und gemeſſene Benehmen des Richters und belobt ihn deshalb. Darauf, 
weil derſelbe die Herausforderung nicht angenommen, geht der Landmann an den 
Ehrenrath und ein Ehrengericht ſtoͤßt den Stadtrichter aus dem Ofſtzlerſtande. 
Iſt dieſer nun für beſcholten zu erachten und nicht fähig, zum Deputirten gewählt 
zu werden? Hätte er die Herausforderung angenommen, fo wurde er von feiner 
Behörde wahrſcheinlich des Amtes entſetz. — Wir theilen deshalb dieſen ſchlagen⸗ 
den Fall mit, um einen neuen Beleg dafür zu liefern, daß man die Frage der 
Beſcholtenheit in Preußen nicht könne von dem Urtheil eines Ehrengerichts abhän⸗ 
gig machen. (Spen. Ztg.) 

Wie es heißt, iſt der ſteckbrieflich verfolgte Wechſelfälſcher Lohſe in Liegnitz 
ergriffen und verhaftet worden. Hinzugefügt wird, daß man bei ihm 16,000 
Rthlr. gefunden habe. 

Lyon den 21. Mai. In Perrache, einige Stunden von hier ereignete ſich 
geſtern ein entſetzlicher Fall. Die Frau eines Kupferſchmiedes war nach langer 
ſchmerzlicher Krankheit in eine tiefe Lethargie verfallen. Man hielt die Unglück⸗ 
liche für todt und legte fie in den Sarg; fo blieb fie im Leichenhauſe unter der 


Huth einer alten Frau bis zum folgenden Tag. Der Mann, der ſie außerordent⸗ 
lich geliebt hatte, wollte fie vor ihrer Beerdigung noch einmal ſehen ... 
ſetzliches Schauſpiel: die Scheintodte war noch einmal zum Leben gekommen, 
hatte ſich in ihrer Verzweiflung die Spitzen der Finger abgenagt und mit den 
Knieen die obere Decke des Sarges zu lüften geſucht .. 
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ent⸗ 


nach den fürchterlich⸗ 


ſten Leiden — wer weiß nach wie viel Stunden hatte ſie den Geiſt aufgegeben. 
Die Wärterin war bei der vermeintlichen Leiche eingeſchlafen! 1 

Am 27. April wurde in Tiflis, auf dem Exrivanſchen Platz, der Grundſtein 
zu einem ſteinernen Theatergebäude, dem erſten in Tiflis, gelegt. 
des Vaues beſtreitet ein reicher Ehrenbürger, Gawril Tamamſchew. 


Die Koſten 


Stadttheater in Poſen. 
Dienſtag den 2ten Juni: Zum Beneſiz für Mad. 
Pfifter: Die Grabesbraut, oder: Guſtav 
Adolph in München; dramatiſches Gemälde 
aus den Zeiten des dreißigjährigen Krieges, in fünf 
Au zügen, mit einem Roripiel: Die Verlobten, 
in 1 Aufzuge von J F. Bahrdt. 


Bei E. S. Mittler in Poſen iſt zu haben: 


Der deutſche Secretair. 


Eine praktiſche Anweiſung, alle Arten ſchriſtlicher 
Auffäge, welche ſowohl im amtlichen Geſchäfisleben, 
als im bürgerlichen Verkehre vorkommen, gründlich 
und umfaſſend anzufertigen, als: Eingaben, Vor— 
ſtellungen und Geſuche, Verichterſtattungen an Bes 
hörden, Kauf-, Mieth-, Pacht-, Tauſch-, Bau-, 
Lehr⸗, Leih- und Geſellſchafts-Kontrakte, Verträge, 
Vergleiche, Teſtamente, Schenkungs-Urkunden, Kau⸗ 
tionen, Vollmachten, Verzichtleiſtungen, Ceſſionen, 
Bürgſchaſten, Schuldſcheine, Wechſel, Aſſignatio⸗ 
nen, Empfangs-, Depofitions- und Mortifikations⸗ 
Scheine, Zeugniſſe, Reverſe, Eertifitate, Inſtruk⸗ 
tionen, Heiroths⸗, Geburts⸗, Todes- und andere 
öffentliche Anzeigen über allerlei Vorfälle, Rechnun⸗ 
gen, Inventaranfertigungen und dergl. m. Durch 
ausführliche Formulare erläutert. Herausgegeben 
von Fr. Bauer. Zehnte vetbeſſ. und verm. Auflage. 
0 Geh. Preis 20 Sgr. 

Di.ieſes wegen feiner Vollſtändigkeit, Gründlichkeit 

und allgemeinen Anwendbarkeit höchſt empfehlens⸗ 
werthe Buch erſcheint hier nun bereits in zehnter 
verbefferter Auflage; welches wohl der beſte 
Beweis für ſeine Güte und Brauchbarkeit ſeyn dürfte. 


Bekanntmachung. 

Der Kreis⸗Phyſikus Dr. Müller in Birn⸗ 
baum wird am Iſten k. Mie. mit Genehmigung 
des Königl. Miniſteriums der geiſtlichen, Unter⸗ 
richts⸗ und Medizinal-Angelegenheiten fein Amt nie⸗ 
derlegen, und das Kreis-Phyſikat zu Birnbaum 
anderweitig beſetzt werden. . 

Die Herren Aerzte, welche ſich um dieſe Stelle 
bewerben wollen, haben ſich desfalls binnen vier 
Wochen bei uns zu melden, und ihren Bewerbungs- 
Geſuchen ihre Qualifikations⸗Zeugniſſe und Appro⸗ 
bationen, urſchriftlich oder in beglaubigter Abſchriſt, 
mit der Anzeige beizufügen, ob ſie die Polniſche 
Sprache verſtehen. 

Poſen, den 22. Mai 1847. 

Königl. Regierung. Abth. des Innern. 


Nothwendiger Verkauf. 
Ober⸗Landesgericht zu Bromberg. 

Das im Wagrowiecer Kreiſe belegene adelige Gut 
Laskowo, gerichtlich abgeſchätzt auf 66,564 RNthlr. 
5 Pf., ſoll 

am Ilten Oktober 1847 Vormittags 

um 10 Uhr 

an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Taxe, Hypothekenſchein und Kaufbedingungen 
können in der Regiſtratur eingeſehen werden. 


Bekanntmachung. 

Den Beſitzern adliger Güter im Großherzogthum 
Poſen, welche dem hieſigen landſchaftlichen Kredit- 
Vereine nicht beigetreten, oder vor der Publikation 
der Allerhöchſten Verordnung vom Löten April 18142 
durch Löſchung ihrer ganzen Pfandbriefs-Schuld be⸗ 
reits aus demſelben wieder ausgeſchieden find, wird 
bekannt gemacht, daß die ihnen im F. 1. der Aller⸗ 
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angenommen und jede beliebige Auskunft gratis ertheilt. 


höchſten Verordnung, vom Tage der Publikation 
derſelben, annoch geſtattete fünfjährige Friſt zum 
Beitritt zu dem erwähnten Vereine, im Poſener 
Departement am 21ſſen Juni und im From: 
berger Departement am ſüſten Juli d. J. 
ablaufen wird und daß nach §. 2. der Verordnung 
Diejenigen, welche bis dahin ihren Beitritt nicht er= 
klärt fo wie diejenigen, die nicht vor Ablauf derſel— 
ben und nicht längſtens bis zum Weihnachts-Termin 
d. J. die Hinderniſſe, welche der Bewilligung und 
Eintragung der Pfandbriefe entgegenſtehen, wenig 
ſtens ſo weit zu beſeitigen vermögen, daß nach einer 
darüber beſonders beizu ringenden Beſcheinigung, 
der Hypotheken-Zuſtand des Gutes zur Eintragung 
von Pfandbrieſen vollſtändig vorbereitet iſt, für im⸗ 
mer von der Theilnahme an dem Verbande ausge⸗ 
ſchloſſen bleiben ſollen. 

Desgleichen werden die jetzigen Mitglieder des 
Kredit-Vereins aufmerkſam gemacht, daß nach Ab- 
lauf der Friſt vom reſp. den 21ſten Juni und Iſten 
Juli d. J gemäß F. 16. der Verordnung, Anträge 
auf Reviſton der Taxen und Bewilligung nachträg⸗ 
licher Darlehne nicht mehr zuläſſig ſeyn werden; 
auch ſoll alsdann in den Fällen, wo ein Gutshefiger 


noch nicht bis auf die Hälfte ſeiner Darlehns-Taxe 


Pfandbriefe aufgenommen, eine nachträgliche Pfand⸗ 
briefs-Bewilligung, wie fie der § 24 der Kreditord⸗ 
nung vom löten December 1821 geſtattet, nicht fer- 
ner ſtattſinden, ſondern das Syſtem mit dem Ablauf 
der erwähnten Friſt für alle Gutsbeſitzer völlig und 
unabänderlich geſchloſſen feyn. 
Poſen, den 19. Februar 1847. 
General-Landſchafts⸗ Direktion. 


Bekanntmachung. 

Da im Termine den Ilten Mai d. J. auf die 
Verpachtung des ehemaligen Bielefeld ſchen Spei⸗ 
chers No. XIII. Columbia kein annehmbares Gebot 
ergangen iſt, ſo ſteht zur anderweiten Verpachtung 
dieſes Speichers auf ein oder mehrere Jahre ein 
Termin am 

Montag den 7ten Juni c. Nachmittags 

3 Uhr 
auf Ort und Stelle an. 

Pachtluſtige werden hierzu mit dem Bemerken ein⸗ 
geladen, daß die nähern Bedingungen im Termine 
mitgetheilt werden ſollen, auch vor dem Termine 
ſchon im Bureau der Feſtungsbau- Direktion einge- 
ſehen werden können. 

Poſen, den 29. Mai 1847. 

Königliche Feſtungsbau⸗Direktion. 


Die Gläubiger des verſtorbenen Gutsbeſitzers 
Vladislaus v. Rutter auf Staykowo, benach- 
richtigen wir: daß wir den Nachlaß zu theilen be⸗ 
ſchloſſen haben. Wir fordern ſie daher auf, ſich 
bei unſerm Generalbevollmächtigten, Juſtizkommiſ⸗ 
ſarius Krauthofer zu Poſen zu melden. 

Poſen, den 28. Mai 1847. 

Anton Woykowski, 

Nepomucena Kaulfuß, geborne v. 
NRNutter, 

Wilhelm Kaulfuß, 

Michalina Fuchs, geb. v. Rutter, 

Dr. Johann Carl Adolph Fuchs. 


Tabak- und Cigarren- Auktion. 


Freitag den 4ten Juni Vormittags von 9 
und Nachmittags von 3 Uhr ab ſollen wegen gänz— 


FFF 
Borussia. | 


Versicherungen gegen Feuersgefahr zu den billigsten und zugleich festen Prä- 


e miensätzen werden durch den unterzeichneten Haupt- Agenten 
falls durch den Speclal-Agenten Herrn Simon ß 


5 
u 


wie eben- 2» 


ohn, Gerberstrasse 2 


5 


Benoni Kaskel, 


Breitestrasse No. 22. 


» 
2EEEBEREDERE 


licher Aufgabe des Geſchäfts im Witkowskiſchen 
Haufe, Sapieha-Platz No. 3., mehrere Tauſend 
Paquete und einige dreißig Centner Tabak in Rol⸗ 
len, 20,000 Cigarren verſchiedener Gattung, ſämt⸗ 
liche Fabrik-Utenſilien, fo wie auch Tiſche, Stühle 
und andere Hausgeräthſchaſten gegen baare Zahlung 
verſteigert werden. An ſch üg. 


.. ̃ ˙—— . ̃ 

In Klein⸗Sokolniki bei Samter find zum 
Verkauf: 200 Stück Mutterſchaafe, 180 Scope, 
100 Böcke; letztere werden während der Dauer des 
Wollmarktes hier in dem Hofe des Landſchafts⸗Ge⸗ 
bäudes ſtehen. Die nähern Bedingungen des Kau⸗ 
fes find von dem Schäfer Chriſtoph Schmalz 
in Klein-Sokolniki und von der Unterſchriebe⸗ 
nen hier im Landſchaftsgebände zu erfahren, 

Poſen, den 27. Mai 1817. 

Jarochowska. 


Ein Polniſcher Commis, der das Material-Ge⸗ 
ſchäft gründlich verſteht und der Deutſchen Corre⸗ 
ſpondenz fähig iſt, findet zu Johanni c. ein vortheil⸗ 
haftes Engagement. Nähere Auskunft ertheilt 

Leopold Goldenring, 
Poſen, Markt 62. 


Neue Coupons zu Polniſchen Pfandbriefen be⸗ 
ſorgt ſo wie früher A. Remus. 


Zur gütigen Beachtung! 

Einem hohen Adel und hochgeehrten Publikum 
zeige hiermit an, daß ich am Sten Juli c. wieder in 
Poſen eintreffen und Friedrichsſtraße No. 36. der 
Poſtuhr gegenüber logiren werde. 

G. F. Selle, 
Maitre Tailleur aus Berlin. 


Acht Engliſcher Steinkohlen⸗Theer bei 
Julius Scheding, Walliſcheibrücke. 


MWollniederlagen 


nebſt Wohnungen find zu vermiethen Friedrichſtraße 
No. 36. der Poſtuhr gegenüber bei g * 


Pincus. 


Große Wollniederlagen 


unter Verdeck 
Wilhelmsſtraße No. 8. 
Poſen, im Mai 1847. Meyer Falt. 


Geräumige helle Gewölbe zu 


Wollniederlagen 


zu vermiethen alten Markt No. 54. bei 
Ernſt Weicher. 


Wöbrend des Wolmarttes ıf die Bel: Etage 
No. Ss. am Markt neben dem Haufe 5 


Herrn Kaufmann Träger, neb 1 
zu vermjethen. ger, nebſt Gelaß zur Wolle 


Der Buchhändler Zupanski. 


Beachtungswerth. TE 

In meiner Ziegelei — die erſte hinter dem großen 
Magazine — find ganz mergelfreie, gut gebrannte 
Dach- und Mauerſteine, friſch gebrannter Mergels 
Kalk beſter Qualität, ſo wie auch ganz weißer Mer⸗ 
gel zu Töpferarbeiten, zu möglichſt billigen Preiſen 
zu haben und zwar gegen meine Anweifungen. 

Auch ift in meinem Haufe in der Iſten Etage eine 
geräumige Familien-Wohnung vom Iſten Oktober 
und im Hofe Parterre eine kleine Wohnung vom 
Iſten Juli d. J. ab zu vermiethen. 5 

E. E. Schniege, Wronkerſtr. No. 3. 


1847 März⸗Porter 


bei Ernt Weicher, 
alten Markt No. 54. 


Heute Montag den 3ʃſten Mai: 


Großes Gung'lſces Konzert. 
Entree à Perſon 23 Sgr. Anfang 5 Uhr Nachm. 
Ein geehrtes Publikum ladet ergebenſt ein 
Hildebrand, Königsſtraße No. I. 
(Hierzu zwei Beilagen.) 


% 123. 


Landtags⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 21. Mai. 
(Schluß.) 

Miniſter v. Canitz: Nur einen einzigen Punkt der Rede, die wir eben 
vernommen haben, bitte ich berichtigen zu dürfen. 
davon, ob es in der Abſicht liegen könne, das Petitionsrecht der Stände zu 
beſchränken. Daß dies weder meine Abſicht, noch die meiner Herren Kollegen, 
noch die der Regierung geweſen, darüber haben wir uns in der vorgeſtrigen 
Sitzung hinlänglich ausgeſprochen. ; 

Abg. Diergardt: Rach dem, was mein verehrter Herr Kollege vom 
Rhein bereits mitgetheilt hat, bleibt mir nur übrig, von meinem eigenen 
Standpunkte aus noch Einiges hinzuzufügen. Ich habe vor 20 bis 25 Jah⸗ 
ren meinen Haupt⸗Wirkungskreis in Spanien gehabt und viele 100 Familien 
auf lohnende Weiſe durch die Verbindung mit dieſem Lande beſchäftigt, aber 
die nachtheiligen politiſchen Verhältniſſe, die ſpäter eingetreten find, haben 
mich verhindert, dieſe Geſchäfte fortzuſetzen. Ich habe dieſe Bemerkung ma⸗ 
chen zu müſſen geglaubt, weil die Verhältniſſe mit Spanien berührt worden 
ſind, und weil ich meine Behauptungen belegen kann. h 

Abg. von der Heydt: Vorgeſtern, als ich die Ehre hatte, über das 
Petitionsrecht zu referiren, ſagte ich, daß die hohe Verſammlung es mit Dank 
anerkennen werde, wie der Herr Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
ſich in Beziehung auf die Bitte geäußert hatte, welche die Abtheilung bevor⸗ 

wortet hatte. Damals ſagte der Herr Miniſter: er halte die Bitte für un⸗ 
nöthig, weil es nicht, nach feiner Meinung, in der Abſicht des Paragraphen 
liege, die Verſammlung abzuhalten, eine Bitte vorzutragen, bezüglich auf 
äußere Angelegenheiten, bei denen das Intereſſe des Staates berührt ſei. 

eute hören wir aus demſelben hohen Munde, daß ſich die Verſammlung 
auf illegalem Boden befinden ſolle, wenn ſie eine Bitte in der Art, wie ſie 
hier vorgetragen iſt, vorbringe. Ich halte mich verpflichtet, die Verſammlung 
auf den großen Unterſchied aufmerkſam zu machen, der, nach meinem unmaß⸗ 
geblichen Dafürhalten, in der Aeußerung liegt, die wir vorgeſtern und heute 
vernommen haben. (Bravo.) 

Minifter v. Canitz: Ich glaube, um dieſen Unterſchied aufzuklären, 
bedarf es nur weniger Worte. Ich habe in der vorgeſtrigen Sitzung meine 
Meinung dahin ausgeſprochen, daß ich gegen eine Erweiterung des Petitions⸗ 
rechts in dem angedeuteten Sinne keine Einwendung hätte, und habe heute 
geſagt, daß durch die Entſcheidung auf dieſe Petition, Interpretation, oder 
wie Sie es nennen wollen, dem Allerhöchſten Beſchluß, der die Sache erſt 
rechtskräftig macht, nicht vorgegriffen werden dürfe. Das Vorbringen einer 
Bitte kann völlig legal ſein, ſo daß ihrer Zulaſſung keine Einwendung im 
Wege ſteht, deſſenungeachtet kann deshalb ihre Erfüllung nicht ſchon als er⸗ 
folgt vorausgeſetzt und danach verfahren werden. (Die Abſtimmung wird 
ſehr dringend verlangt, die Glocke des Marſchalls ſtellt die Ruhe wieder her.) 

Abg. Siebig: Ich kann nicht glauben, daß ein ſo hochwichtiger Gegen⸗ 
ſtand, als der hier in Rede ſeiende, von der Mehrheit der Verſammlung nie⸗ 
dergeſchlagen werden ſollte. Es ſind noch große Intereſſen zu beſprechen, 
doch erlaube ich mir, zuerſt eine Anrede an den Herrn Marſchall zu richten, 
deſſen biederen Geiſt und Vertrauen die ganze Verſammlung theilt, aber nicht 
die Aeußtrung, daß eine Petition, eingebracht von einem meiner Landsleute 
über den ſchleſiſchen Handel, nicht mehr angenommen werden könnte und 
dürfte. Das hat mich ſehr überraſcht, und ich glaube, der Herr Marſchall 
haben dies wohl nicht ſo gemeint, wie Sie es ausgeſprochen haben. (Ges 
lächter.) Die Abgeordneten der Rhein-Provinz haben mit vollem Rechte die 
Intereſſen ihrer Provinz zu wahren geſtrebt, und ich ſehe mich berufen, die 
der Provinz Schlefien zur Sprache zu bringen. Ich ſchlage darum vor, daß 
der Antrag meines Landsmannes zur Diskuſſton gebracht und bei Sr. Ma⸗ 
jeſtät dem König durch die Vermittelung des Landtags⸗Marſchalls eine dar⸗ 
auf gerichtete Petition eingebracht und berathen werden dürfe. (Bravo!) 

Abg. Freih. v. Manteuffel II.: Meine Herren! Man mag über den 
$. 13 des Reglements denken, wie man will, ſo ſteht ſo viel unzweifelhaft 
feſt, daß er einer Declaration unterworfen werden ſollte, und daß dieſe De⸗ 
claration bei Sr. Majeſtät nachgeſucht worden iſt. Ich gehe nicht auf die 
jetzt vorliegenden Verhältniſſe ein, ſondern ich verweiſe auf die Ehrfurcht, die 
N dem Könige ſchuldig ſind, der uns erſt die Declaration zu 
ge . 48 

Eine Stimme: Ich glaube, daran zweifelt wohl Niemand. 

Abg. Graf v. Säwerin: Wenn 0 Redner, der ſo eben geſchloſſen 
hat, von der Ehrfurcht ſpricht, die wir dem Könige ſchuldig find, und deren 
Verletzung er vermeiden wolle, fo hoffe ich, daß damit nicht gejagt fein ſoll, 
daß diejenigen Mitglieder der Verſammlung, die nicht feiner Anſicht find, 
nicht gleichfalls dieſe Ehrfurcht in demſelben Maße beſitzen. (Bravo.) Meine 

erren! Ich habe das Wort genommen, um gegen den Herrn Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten mich auf das beſtimmteſte zu erklären. Ich muß 
dies um ſo mehr, als gerade ich in der früheren Sitzung, in der der Herr 
Miniſter ſeine Erklärung gab, an der Diskuſſton Theil nahm und zu der 
Fallung der Beſchlüſſe, wie fie erfolgt, mitgewirkt habe. Sonach muß ich 

ehaupten, daß allerdings erklärt worden, es ſtehe bereits in dem betreffenden 
aragraphen diejenige Auffaſſung, die der Herr Miniſter dem Wort innere 
Angelegenheiten gab, und um deswillen ward beſchloſſen, eine Interpretation 
und nicht die Verleihung eines Rechts zu beantragen. Nur auf den Grund 
dieſer Erklärung konnte der hochverehrte Herr Marſchall fo verfahren, wie 
er verfahren hat, und ich glaube, meine Herren, wir find es demſelben, der 
überall auf fo würdige Weiſe die Rechte und die Ehre der Verſammlung 
vertritt, ſchuldig, dies ihm anzuerkennen. (Allgemeine Zuſtimmung.) 

Miniſter des Auswärtigen: Ä 
ſem anſchließe. Ich glaube nicht, daß man meine Worte irgendwie deuten 
könnte, als wären ſie gegen die Verſammlung, noch gegen Ihren, mit voll⸗ 
ſtem Recht allgemein hochgeachteten Herrn Marſchall gerichtet geweſen. Zur 
Abwendung eines ſolchen Mihverſtändniſſes muß ich die Versammlung bitten, 
wie ich dies bereits ſchon erwähnt habe, daß ſie den Unterſchied nicht aus den 
Augen verlieren möge zwiſchen einem Beſchluß, den die Verſammlung gefaßt 
hat, und zwiſchen der rechtsgültig gewordenen Entſcheidung über dit Sache. 
Daß durch Verhandlungen über die Handels-⸗Verhältniſſe den Rechten der 


Es war nämlich die Rede 


Erlauben Sie mir, daß ich mich die⸗ 
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Krone vorgegriffen würde, habe ich nicht geſagt. Im Gegentheil, ich habe 
deutlich und mit klaren Worten ausgeſprochen, daß mir ein Votum über dicſe 
Verhältniſſe, von meinem Standpunkte aus, nur ſehr erwünſcht ſein würde. 
Es wird auch Niemand ſagen, daß der Prärogative der Krone vorgegriffen 
worden fel, wenn fie über die Handels-Verhältniſſe der Provinzen ſprechen, 
deren Intereſſen Sie hier vertreten. Eine andere Frage iſt aber die, ob der 
Regierung eine ſolche Omnipotenz zuzumuthen ſei, um Alles, was in Europa 
ungrade geworden iſt, gerade zu machen und allen Beſchwerden abzuhelfen 
vermöge. Ich wiederhole ein- für allemal die Erklärung: die Entſcheidung 
über einen zweifelhaften Fall oder über eine Aenderung des Reglements oder 
irgend einer geſetzlichen Veſtimmung gebührt Sr. Majeſtät dem König, und 
dieſer vorzugreifen, heißt nach meiner Meinung den legalen Weg verlaſſen. 
— Daß dieſes durch die Diskuſſion in der Verſammlung geſchehen ſei, iſt 
mir nicht eingefallen, zu behaupten. Ich, meines Theils, finde darin keine 
Verletzung der Prärogative der Krone, wenn die Verſammlung für nothwen⸗ 
dig hält, über die Handels⸗Verhältniſſe in eine Diskuſſion einzugehen. 

Abg. v. Saucken: Meine Herren! Ich weiß nicht, wie irgend Jemand 
darin, daß treue Unterthanen ihrem Könige ſagen, was nachtheilig für ſie 
iſt, wodurch ſie gedrückt ſind, und ihm es ausſprechen, was ſie wollen, was 
fie wünſchen, und nur bitten, die Krone möge thun, was ſie für das Beſte 
hält, wir unterwerfen uns dem; wir wollen aber die Blicke darauf richten, 
indem, vielleicht durch andere Verhältniſſe gebunden, fie nicht zu einer richti⸗ 
gen Anſchauung gekommen iſt. (Vielſtimmiger Beifall.) 

Abg. von der Heydt: Ich erlaube mir der hohen Verſammlung vor⸗ 
zuſchlagen, daß fie ſich vereinige, eine Bitte an Se. Majeſtät dahin zu rich⸗ 
ten, daß Allergnädigſt geſtattet werden möchte, auch nach der Prätlufivfrift 
diefen Antrag noch in Berathung zu nehmen. 

Graf Gneiſenau (vom Platz): Ich bitte ums Wort. (Von der Red» 

nerbühne aus): Ich muß die hohe Verſammlung erſuchen, doch in Betracht 
zu ziehen, daß zwiſchen den beiden Anträgen, welche uns vorliegen, ein we⸗ 
ſentlicher Unterſchied beſteht. Die Verhältniſſe mit Krakau haben die aller⸗ 
größten poſitiven Verluſte nach. ſich gezogen, hervorgetreten, nachdem der Ter⸗ 
min für Einreichung von Petitionen bereits abgelaufen war. Daß man al ſo 
in Betreff dieſes Antrags eine Ausnahme mache, das finde ich ganz natür⸗ 
lich, und ich ſtimme mit vollem Herzen bei. Die andere Petition aber betrifft 
allgemeine, ſchon länger beſtehende Handelsverhältniſſe, und eben ſo gut, wie 
fie in dem vorliegenden Fall die Handelsverhältniſſe mit Spanien betrifft, 
könnte das ein Präcedenz geben, daß auch noch andere ausländiſche Angele⸗ 
genheiten hier in Betracht gezogen werden müßten. Ferner iſt der weſentliche 
Unterſchied, daß die letzte Petition, betreffend die ſpaniſchen Verhältniſſe, frü⸗ 
her gar nicht eingereicht worden iſt, fie fällt alſo nicht unter die Kategorie 
derjenigen Petitionen, welche früher, in dem beſtimmten Termine eingereicht, 
von dem Herrn Marſchall aber wegen der Auslegung des Paragraphen zu⸗ 
rückgegeben worden waren, ſondern die Petition iſt jetzt zum erſtenmal an den 
Herrn Marſchall gekommen. 
Abg. Siebig: Eine hohe Verſammlung will ich gar nicht lange in An⸗ 
ſpruch nehmen. Der geehrte Redner, der eben die Rednerbühne verlaſſen, hat 
einen Unterſchied zwiſchen den beiden Petitionen darin finden wollen, daß die 
Verhältniſſe lange beſtanden ſeien; allein, meine Herren, wenn Sie gewiß 
mit mir in der großen Mehrheit den §. 13 dahin verſtanden haben, daß es 
der hohen Verſammlung gar nicht zuſteht, dergleichen Petitionen, die ſich auf 
auswärtige Angelegenheiten beziehen, einreichen zu dürfen, ſo iſt wohl die 
Bitte meines geehrten Landsmannes aus Schleſien vollkommen gerechtfertigt, 
und ich erſuche Sie, darauf Rückſicht zu nehmen. 

Abg. Delius: Der geehrte Redner von der Ritterſchaft Schleſiens hat 
angeführt, welcher Unterſchied zwiſchen den Fällen von Krakau und Spanien 
ſei. Ich erlaude mir zu bemerken, daß kein Unterſchied iſt. Durch die Unter⸗ 
brechung des diplomatiſchen Verkehrs und durch die eingetretene Störung der 
Handels-Verhältniſſe mit Spanien iſt ein ähnliches Verhältniß eingetreten, 
wie in Beziehung auf Krakau. Spanien iſt Jahrhunderte lang einer der be> 
deutendſten Abnehmer der Induſtrie⸗Produkte Deutſchlands geweſen, es liebte 
fie und zog fie allen anderen vor Alle dieſe Verhältniſſe haben durch die 
Unterbrechung des diplomatiſchen Verkehrs die vollkommenſte Störung erlit⸗ 
N NE ei Ba Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 

rt, daß es nicht in der Macht der i i ierigkei 
, ch Regierung liege, alle Schwierigkeiten 
Marſchall: Die vorliegende Frage hat einen materiellen und einen 
formellen Theil. Der materielle Theil bezieht ſich darauf, ob es wünſchens⸗ 
werth ſei, daß überhaupt eine Petition des beſprochenen Inhalts an Se. Maj. 
den König gerichtet werde. Ueber dieſen Theil gehe ich hinweg und wende 
mich zu dem formellen, der mich beſonders betrifft. Hier gilt es wieder die 
Auslegung des Geſetzes und des Reglements. Dieſe Auslegung liegt mir ob; 
ich habe aber den lebhafteſten Wunſch, in dieſer Auslegung nicht auf irgend 
eine Weiſe zu verſtoßen. Es handelt ſich darum, ob eine Petition, die früher 
nicht eingebracht worden iſt, weil Jemand eine geſetzliche Beſtimmung nicht 
richtig verſtanden hatte, nunmehr, nachdem er das Verſtändniß davon bekom⸗ 
men hat, die Präkluſtvfriſt aber feitdem verfloſſen iſt, ſie noch zuläſſig fein 
ſoll, und ob ich ſie noch annehmen dürfe. Meine Meinung geht dahin, daß 
ich nicht befugt ſei, ſie anzunehmen. Indeſſen, man kann daxüber auch einer 
anderen Meinung ſein. Hierüber einen Beſchluß der hohen Verſammlung 
herbeizuführen, dahin geht meine Befugniß nicht; denn ich muß entſcheiden. 
Aber ich will einen anderen Weg einſchlagen, ich will mir den Rath der 
Verſammlung erbitten. Ich glaube, nach den freundlichen Aeußerungen, die 
ich nun ſo eben mit dankbarem Herzen hier gehört habe, annehmen zu dür⸗ 
fen, daß ich keine beſſeren Freunde finden kann, als in dieſer Verſammlung. 
(Allgemeiner Zuruf: Bravo! und Ja, und ſämmtliche Mitglieder erheben ſich 
von ihren Sigen.) Ich ſpreche alſo zu Ihnen, wie ein Freund. Geben Sie 
mir Ihren Rath, ob ich die Petition annehmen ſoll? Diejenigen, die mir 
den Nath geben wollen, daß ich ſie annehmen ſoll, bitte ich aufzuſtehen. (Die 
Abſtimmung iſt zweifelhaft, indem faſt eben fo viel Mitglieder aufſtehen als 
ſitzen bleiben.) 

Abg. v der Heydt: Meine Herren! Gewiß muß die ganze Verſamm⸗ 
lung mit Dank anerkennen, wie der Herr Landtags⸗Marſchall geneigt iſt, die 
Wünſche der Verſammlung zu fördern, Ich erlaube mir aber für den Fall, 
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daß ungeachtet unſeres Rathes es für unzuläſſig erachtet würde, die Petition 
anzunehmen, meinen Vorſchlag zu wiederholen, welcher dahin ging, daß die 
Verſammlung Se. Majeftät bitte, zu genehmigen, daß auch dieſer Antrag zu⸗ 
geritten werde, und zwar deshalb, weil die Intereſſen von Weſtphalen und 
on der Rheinprovinz (Viele Stimmen: Und von Schleſten) ... dabei 
ſehr betheiligt ſind, und dieſe Intereſſen viel wichtiger ſind, als das geehrte 
Mitglied der Ritterſchaft von Sachſen es zu ahnden ſcheint. (In der Ver⸗ 
ſammlung Zeichen der Nichtbeiſtimmung.) ö 
Abg. Tſchocke: Ich bitte nur Schleſien mit zu berückſichtigen, wenn 
die Bemerkung einmal in den ſtenographiſchen Bericht kommt. g 

Marſchall: Der Rath, den ich mir erbeten habe, erſcheint mir in ſei⸗ 
nem Ergebniſſe zweifelhaft; denn es find ungefähr ſo Viele dafür, als da— 
gegen geweſen, ich lege daher meine Anſicht mit in die Wageſchale und muß 
mich dafür entſcheiden, die Petition nicht anzunehmen. 5 

Landtags-Kommiffar: Ich möchte mir den Rath erlauben, daß das 
geehrte Mitglied der — wenn ich nicht irre — ſchleſiſchen Ritterſchaft den⸗ 
ſelben Weg einſchlage, den das geehrte Mitglied der ſchleſiſchen Städte ein⸗ 
ſchlagen will, indem ſich daſſelbe, und zwar ohne Vermittelung der hohen 
Verſammlung, ſelbſt an Se. Majeſtät den König mit der Bitte wende, die 
Diskuſſton ſeines Antrages nachträglich zuzulaſſen. Wird dieſe Vorſtellung 
mir zur Beförderung übergeben, ſo werden Se. Majeſtät der König in den 
Stand geſetzt, darüber zu entſcheiden, und ich glaube, daß dies der einfache, 
offene, gerade Weg if, dieſe Sache ins Gleiche zu bringen. Dürfte ich noch 
einen zweiten Rath hinzufügen, ſo wäre es der, die Petition eſo zu faſſen, 
daß auch nach der ſtrengſten Auslegung des §. 13 der materielle Inhalt keinen 
Anſtoß geben könnte. 5 ß 

Abg. v. Rothkirch: Ich bin dem Königlichen Herrn Kommiſſar für 
dieſe Mittheilung außerordentlich verbunden und werde nicht ermangeln, das 
von den nöthigen Gebrauch zu machen. 

Marſchall: Findet die hohe Verſammlung ſich durch dieſe Erklärung 
befriedigt? (Allgemein: Ja!) Wir kommen nun zur Tagesordnung, und 
zwar zu dem Gutachten über die Petitionen, betreffend die Ausdehnung des 
offentlichen und mündlichen Kriminal-Verfahrens. Der Herr Abgeordnete v. 
Werdeck iſt Referent. 


Referent Abg. v. Werdeck: 
a Gutachten 


der 


fünften Abtheilung der Kurie der drei Stände des erſten Vereinigten Land⸗ 
tages, betreffend die Petitionen der Abgeordneten Welter, v. Metternich, Op⸗ 
permann, Dr. Zimmermann, Ritter, Winzler, Wächter und Appelbaum auf 
Ausdehnung des öffentlichen und mündlichen Kriminal⸗Verfahrens, welches 
durch die Verordnung vom 17. Juli 1846 für Berlin eingeführt worden, 
auf alle Theile der Monarchie, in welchen die KriminalsDrdnung gilt. 
Die ſämmtlichen vorgenannten Petenten vereinigen ſich zu dem Antrage, 
daß das gegenwärtig zu Berlin beſtehende Kriminal⸗Verfahren mit Einſchluß 
der durch die Allerhöchſte Ordre vom 7. April d. J. gegebenen Beſtimmun⸗ 
gen über die Oeffentlichkeit der zu führenden Unterſuchungen im Umfange 
der ganzen Monarchie, ſo weit gegenwartig die Beſtimmungen der Kriminal⸗ 
Ordnung gelten, eingeführt werden moge. Die Abtheilung hat um ſo we⸗ 
niger Anſtand genommen, dieſe Anträge befürwortend dem Plenum der hohen 
Kurie vorzulegen, als das Geſetz vom 17. Juli v. IJ. im Eingange ſchon 
ſelbſt die Andeutung enthält, daß es nur der Vorläufer einer allgemeinen 
Umgeſtaltung des Kriminal-Verfahrens fein ſoll; auch iſt nach den der Ab⸗ 
theilung gewordenen Mittheilungen es entſchieden die Abſicht der Regierung, 
das öffentliche und mündliche Kriminal⸗Verfahren, wie es durch die gedachten 
beiden Verordnungen für Berlin eingeführt iſt, auf alle Theile der Monar⸗ 
chie, in welchen die Kriminal⸗Ordnung Gültigkeit hat, auszudehnen. In 
Berlin hat indeſſen ſofort damit vorangegangen werden können, weil hier die 
Richterkollegien, welche anderwärts zum Theil erſt geſchaffen werden müſſen, 
bereits beſtehen. Die Schwierigkeiten liegen nun darin, daß einestheils ein 
Uebergang aus der beſtehenden Inquiſitoriats-Einrichtung gefunden werden, 
anderer Seits eine Vereinigung mit zahlreichen Gerichtsberechtigten ſtattfinden 
muß; daß ferner aber auch der Koſtenpunkt von großer Erheblichkeit iſt. Die 
Einleitung zu den erforderlichen Umgeſtaltungen iſt getroffen, und es wird 
von der Art und Weiſe, wie die Organiſation fortſchreitet, mit Berückſichti⸗ 
gung der Lokal- und Provinzial-Verhältniſſe, abhängen, ob die Einführung 
fofort für die ganze Monarchie oder nach und nach für einzelne Provinzen 
ſtattſinden kann. Unter dieſen Umſtänden hält die Abtheilung dafür, daß es 
nur darauf ankommen dürfte, in Anerkennung der geſchehenen Schritte den 
Wunſch darzulegen, daß die Einführung des in Rede ſtehenden Verfahrens 
möglichſt gefördert und auf dem nach den erhaltenen Mittheilungen von der 
Verwaltung eingeſchlagenen Wege vorgegangen werden möge. Die Abthei⸗ 
lung ſchlägt deshalb einmüthig vor: an Se Majeſtät den König die ehr⸗ 
furchtsvolle Bitte zu richten, die Ausdehnung des durch das Geſetz vom 17. 
Juli 1846 eingeführten öffentlichen und mündlichen Keiminal-Verfahrens auf 
alle Theile der Monarchie, in welchen die Allgemeine Kriminal⸗Ordnung gilt, 
beſchleunigen und die derſelben etwa entgegenſtehenden Sinderniſſe beſeitigen 
zu wollen. Der Antrag des einen der Herren Petenten (Abgeordneten Wel⸗ 
ter), bei der Ausführung eine aus dem Landtage zu wählende Kommiffion 
zuzüziehen, iſt von demſelben, im Einverftändniß mit der Abtheilung, zurück⸗ 
gezogen, wei bei der Verwirklichung der Maßregel es vorzugsweiſe auf eine 
Berückſichtigung provinzieller, örtlicher und Privatrechts-Verhältniſſe ankommt, 
wobei ein beſonderer Erfolg von der Bildung einer ſolchen Kommiſſion aus 
der Geſammtheit des Landtags ſich nicht vorherſehen läßt. Der Antrag des 
Abgeordneten Ritter, die Einführung des neuen Verfahrens mindeſtens in 
Anſehung Stettins vorzugsweiſe zu beſchleunigen, ſcheint der Abtheilung eben⸗ 
falls nicht zur Befürwortung geeignet, da die beſondere Dringlichkeit in An⸗ 
ſehung Stettins nicht nachgewieſen iſt und es überhaupt nicht zweckmäßig er⸗ 
ſcheint, ſich auf Spezialfragen und 18. einzelner Oertlichkeiten 
einzulaſſen. Berlin, den 10. Mat 1 0 
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Marſchall: Es fragt ſich, ob gegen dieſen Antrag der Abtheilung 
etwas zu erinnern iſt, oder ob er Anerkennung findet? Der Herr Abgeord- 
nete Dittrich hat das Wort. 

Abg. Dittrich: Ich erlaube mir den Antrag zu ſtellen, daß die Dis⸗ 
kuſſton ausgeſetzt werden möge, bis zu gleichzeitiger Verathung des Antrags 
auf Einführung der Geſchwornengerichte. 

Marſchall: Der Antrag geht dahin, die Verathung auszuſetzen. Ich 
frage, ob er Unterſtützung findet? (Wird hinreichend unterſtützt.) Verlangt 
Jemand das Wort über das Amendement, ſonſt werde ich es ſogleich zur Ab⸗ 


ſtimmung bringen? 


Abg. Graf v. Schwerin: Ich will mir erlauben, gegen die Ausſetzung 
zu votiren, da ich keinen Grund dafür einfehe, Dr. f 

Abg. v. Donimierski: Mein Antrag geht dahin, daß das Geſetz 
vom 17. Juli 1846 den Ständen als Propoſttion vorgelegt werde, und daß 
es nicht eher allgemeine Anwendung finden könne. 72141 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Ich bemerke, daß, meines Erinnerns, darüber 
sn Petition vorliegt und das Gutachten der Abtheilung noch zu erwarten 
ſteht. ne i 
Marſchall: Wünſcht noch Jemand das Wort über den Antrag auf 
Ausſetzung zu nehmen. 8 . 

Abg. Zimmermann aus Spandau: Nach der Mittheilung des Herrn 
Juſtiz⸗Miniſters, daß dieſen Gegenſtand betreffende Petitionen der Abtheilung 
noch zur Begutachtung vorliegen, muß ich mich dafür erklären, daß der Ge⸗ 
genſtand der Berathung ausgeſetzt werde, da das Abtheilungs-Gutachten mög⸗ 
licherweiſe für unſere Veſchlußnahme von höchſter Wichtigkeit fein kann. 

Eine Stimme: Ich muß mich auch dem Antrage anſchließen, daß 
die Berathung ausgeſetzt werde, denn fie ſcheint mir ganz konnex zu fein 
mit der vorliegenden Propoſition, welche auf Abänderung gerichtet iſt. 

Abg. Dittrich: Dem trete ich vollkommen bei, 5 

Marſchall: Die bloße Vorfrage, ob wir jetzt darüber berathen oder 
beſchließen, oder ob wir die Sache ausſetzen wollen, ſcheint mir in der That 
genug beſprochen zu ſein, und wenn die hohe Verſammlung nichts dagegen 
einzuwenden hat, werde ich darüber zur Abſtimmung ſchreiten. (Es erhebt 
ſich kein Widerſpruch.) Ich frage: Soll die Berathung jetzt fattfinden? Die⸗ 
jenigen, welche für Bejahung dieſer Frage ſind, bitte ich, aufzuſtehen. (Eine 
große Mehrheit erhebt ſich.) Die Frage iſt mit großer Mehrheit bejaht. 
Ein Amendement wird zuvor noch zur Diskuſſion kommen müſſen, nämli 
das, ob das Geſetz vorher den Ständen zur Berathung vorgelegt werden foll 

Juſtiz-Miniſter Uhden: Ich bemerke wiederholt, daß das, wie ich 
glaube, Gegenſtand einer beſonderen Petition iſt. Es wird alſo jedenfalls 
noch zur Berathung der Verſammlung kommen. Wenn alſo gegenwärtig die 
Verſammlung den Beſchluß faſſen ſollte, dem Gutachten der Abtheilung bei⸗ 
zutreten, ſo behält ſich Jeder ſein Recht vor, alle Bedenken, die er über⸗ 
haupt gegen einzelne Beſtimmungen des Geſetzes als auch über den Grund⸗ 
ſatz hat, ob es hätte den Ständen vorgelegt werden müſſen oder nicht, ſpäter 
geltend zu machen. Wenn dagegen die Verſammlung die Beſchlußnahme 
hierüber noch ausſetzen will, bis jene Petitionen Nebel find, fo habe ich 
ſchon einmal erklärt, daß ich von meinem Standpunkte nichts dagegen habe, 

Eine Stimme: Aber wenn wir heute darüber entscheiden, daß das 
Geſetz im ganzen Lande ſoll Gültigkeit haben, dann weiß ich nicht, wozu die 
Vorlage dienen foll. 

Referent v. Werdeck: Erlauben Sie, der Antrag lautet: „An Se. 
Majeſtät den König die ehrfurchtsvolle Bitte zu richten, die Ausdehnung des 
durch das Geſetz vom 17. Juli 1846 eingeführten öffentlichen und mündli⸗ 
chen Kriminal-Verfahrens auf alle Theile der Monarchie, in welchen die 
Allgemeine Kriminal-Ordnung gilt, beſchleunigen und die derſelben etwa ent⸗ 
gegenſtehenden Hinderniſſe beſeitigen zu wollen.“ 

Marſchall: Wenn wir zur Berathung kommen, fo haben drei Ab⸗ 
geordnete vorher noch das Wort. Der Herr Abgeordnete Heyer hat es verlangt. 

Abg. Heyer: Meine Herren, der vorliegende Petitions-Antrag hat 
durch die Kabinets-Ordre vom 7. April d. J., wodurch die Einführung des 
Kriminal- Verfahrens für die ganze Monarchie ſanctionirt wurde, bereits in 
der Hauptſache ſeine Erledigung erhalten, weil Oeffentlichkeit nothwendig 
Mündlichkeit bedingt, alſo ein mündliches Kriminal-Verfahren, um öffentlich 
werden zu können, nothwendig eingeführt werden muß. Wenn die Petition 
jetzt noch zur Berathung geſtellt wird, ſo kann es nur den Sinn haben, daß 
eine Beſchleunigung dadurch erreicht werden ſoll, und infofern die Petition 
auf eine beſtimmte Norm hinweiſt, nämlich auf das hier zu Berlin am 17. 
Juli 1846 eingeführte Kriminal⸗Verfahren. Dieſes Kriminal⸗Verfahren be⸗ 
ruht weſentlich auf derſelben Grundlage, wie das noch heutzutage am Rhein 
bestehende franzöſiſche Kriminal-Verfahren, nur mit Weglaſſung des Ge⸗ 
ſchwornengerichts. Alle Vorzüge des rheiniſchen Verfahrens finden alſo im 
Weſentlichen auch auf das hier beſtehende Anwendung. Dieſe Vorzüge, meine 
Herren, ſind allgemein anerkannt, ſie ſind anerkannt durch die Wiſſenſchaft, 
anerkannt durch die öffentliche Meinung, anerkannt durch die Anhänglichkeit, 
welche die Rhein-Provinz ſo lange Jahre hindurch für dieſes ihr oftmals be⸗ 
drohte Inſtitut bewies, durch die Anhänglichkeit, mit welcher ſie ſich dieſes 
Inſtitut zu erhalten gewußt hat. * 10 

Abg. Grabow: Ausgebildet und erzogen in demjenigen alten Krimi⸗ 
ninal⸗Verfahren, das noch heute in deu Provinzen gilt, trete ich hierher und 
ſpreche meine Freude aus darüber, daß der vorliegende Antrag an die Ver⸗ 
ſammlung gekommen iſt, ein Antrag, der uns beſtimmen wird, Se. Majeſtät 
den König ſo ſchleunig, wie möglich, zu bitten, das neue Kriminal⸗Verfahren 
durch die ganze Monarchie einführen zu laſſen. Es iſt daſſelbe bereits ver⸗ 
ſuchsweiſe in Berlin eingeführt worden und weſentlich verſchieden von dem 
bisherigen Kriminal⸗Verfahren. Ich wünſche im Intereſſe der Dringlichkeit 
der Sache, daß die Krone das neue Kriminal-Verfahren für die ganze Mo⸗ 
narchie ſo ſchleunig als möglich uns verleihe. 145 i 

Abg. Neumann: Das Hauptbedenken, welches einige Mitglieder ge⸗ 
gen den Antrag der Abtheilung aufgeſtellt haben, ſcheint darin zu liegen, daß 
ſie meinen, es ſolle das Geſetz vom 17. Juli 1816. zur Einführung kommen. 
Das iſt die Meinung der Abtheilung nicht geweſen, ſondern ſie wollte nur 
überhaupt das öffentliche Verfahren bezeichnen und bezeichnete es durch das 
Geſetz vom 17. Juli 1846. (Ruf zur Abſtimmung.) 5 


Abg. v. Brünneck: Ich wollte mir nur die kurze Bemerkung erlau⸗ 
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ben, daß mein Antrag um ſo nothwendiger ſcheint, als das Geſetz von 1846 
ſchon eine Erweiterung durch ſpätere Allerhöchſte Beſtimmungen erlangt hat. 
(Wiederholter Ruf zur Abſtimmung.) 8 

Abg. v. d. Heydt: Ich wollte bitten, den Antrag ſo zu formuliren: 
„Die Ausdehnung des öffentlichen und mündlichen Kriminal⸗Verfahrens auf 
alle Theile der Monarchie auf legislativem Wege möglichſt zu beſchleunigen.“ 

Abg. v. Donimierski: Ich bitte, daß mein Amendement zuerſt zur 
Abſtimmung komme, welches dahin gerichtet iſt, daß das Geſetz ohne vorher⸗ 
gehende ſtändiſche Berathung eingeführt werde. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Da dieſe Petition noch nicht vorliegt, fo kann 
darüber heute noch kein Beſchluß gefaßt werden. 

Abg. v. Donimierski: Es iſt aber ein Amendement, was ich geſtellt habe. 

Juſtiz⸗Miniſter Uhden: Dieſes beruht auf der Petition, und da die 
Petition erſt in der Abtheilung berathen wird, ſo müſſen wir das Gutachten 
der Abtheilung abwarten. ; 5 

Abg. Grabow: Es geht alſo mein Antrag dahin, ein Geſetz zu geben, 
wonach ſofort verfahren werden kann, ohne erſt den Beirath der Stände zu⸗ 
vor einzuholen, weil wir ſchon die vier Grundzüge deſſelben angedeutet haben. 

Marſchall: Da Niemand mehr das Wort verlangt, fo iſt die Ve⸗ 
rathung geſchloſſen. Es fragt ſich, ob der Herr Abgeordnete von Doni⸗ 
mierski darauf verzeichnet, daß ſein Amendement jetzt zur Sprache komme, 
und ob er es vorbehalten wiſſen will, bis das Gutachten über den darin an- 
geregten Gegenſtand vorliegt? 1 . 
Abg. v. Donimierski: Ich wünſchte allerdings, daß mein Antrag 
bis dahin ausgeſetzt würde; ich weiß nicht, wie wir über die betreffende Pe⸗ 
tition berathen follen, wenn fetzt beſchloſſen würde, das Geſetz möge pure ein— 
geführt werden. 0 f 5 

Marſchall: Ich bitte nochmals den Antrag der Abtheilung zu verleſen. 

(Dies geſchieht durch den Referenten.) 

Abg. v. Donimerski: Ich weiß nicht, ob das daſſelbe iſt, als wenn 
wir ſagen: Einführung des Geſetzes vom 7. April d. J. 

Darf Hall: Ich bin damit einverftanden, daß vorher der Vorſchlag 
des geehrten Mitgliedes aus Preußen zur Abſtimmung kommt; derſelbe geht 
dahin, daß die Beziehung auf das Geſetz vom 17. Juli 1846 ganz wegge⸗ 
laſſen werde. Die Frage wird alſo lauten: „An Se. Majeſtät den König 
17 een Bitte zu richten, die Ausdehnung des durch das Geſetz v. 
17. Juli 1846 eingeführten öffentlichen und mündlichen Kriminal-Berfahrens 
auf alle Theile der Monarchie, in welchen die Allgemeine Kriminal-Ordnung 
gilt, beſchleunigen und die derſelben etwa entgegenſtehenden Hinderniſſe beſei⸗ 
tigen zu wollen.“ Diejenigen Herren, welche für dieſe Faſſung find, bitte 
ich aufzustehen. (Es erhebt ſich eine große Majorität.) Soll nun das Amen⸗ 
dement ſo lange ausgeſetzt bleiben, bis das betreffende Gutachten hier zur 
Berathung kommt? (Einſtimmig: Ja!) Das jetzt folgende Gutachten be⸗ 
trifft den Antrag auf Oeffentlichkeit des Anklage-Vortrages und der Urtels⸗ 
Publikation auch bei den bei verſchloſſenen Thüren zu verhandelnden Krimi⸗ 
nalſachen. e 

Referent v. Werdeck (lieſt es vor.) Die Abtheilung iſt einſtimmig der 
Anſicht, daß der Antrag nicht zu befürworten ſei. 

Marſchall: Da der Antrag nicht befürwortet iſt, fo muß ich, ehe er 
zur Berathung kommen kann, fragen, ob er in der Verſammlung die geſetz⸗ 
mäßige Unterſtützung findet? (Wird nicht unterſtützt.) Der Antrag kann 
alſo nicht zur Berathung kommen. Es folgt nunmehr das Gutachten, be⸗ 
treffend die Aufhebung der Sonderung in Theile bei den Vereinigten Land⸗ 
tagen. 

Referent von der Heydt (lieſt vor): Zur Begründung des auf Auf— 
hebung des §. 17 der Verordnung vom 3. Februar gerichteten Antrages hat 
der Abgeordnete v. Beckerath Folgendes angeführt: „Die allgemeine Lanz 
desgeſetzgebung kennt keinen Unterſchied der Stände und Provinzen, jeder 
Staats⸗Angehörige iſt ihr gleichmäßig unterworfen. Sie kann daher Parti⸗ 
kular⸗Intereſſen nicht als ſolche, ſondern nur in ihrem Verhältniß zum Ge⸗ 
ſammt⸗Intereſſe berückſichtigen, und nur dadurch, daß ſie das Letztere als 
maßgebend betrachtet, ihr Ziel, die allgemeine Wohlfahrt, erreichen. Wäre 
fie an partielle Zuſtände, an ſtarre Beſonderheiten gebunden, fo würde eine 
dem Entwickelungsgang des Volks entſprechende Fortbildung ihrer Normen 
unmöglich ſein, und ein ſo in dem edelſten Theile ſeines Organismus ge⸗ 
demmler Staat müßte alle Lebenskraft verlieren und dem Verfall entgegen⸗ 
4455 Wie aber der Willens⸗Entſchluß des Geſeßgebers nur auf das Ge⸗ 
ammteIntereſſe gerichtet fein kann, ſo müſſen auch in der Inſtitution, welche 
zum Beirath berufen iſt, in der allgemeinen Landes-Vertretung alle diver⸗ 
girende Sonder ⸗Intereſſen durch gegenfeitige Durchdringung ſich zu einer 
Einheit vermitteln. Ihr Beruf ift ja eben die Darſtellung dieſer Einheit, in 
welcher kein Beſtandtheil unbeachtet bleibt, in welcher aber alle zu einem 
unzertrennlichen Ganzen organiſch ſich verbinden. Die verſchiedenen ſozialen 
Intereſſen finden in dem Wahlgeſetze, welchem nach unferer Verfaſſung eine 
Eintheilung in Stände zum Grunde liegt, ihre Berückſichtigung, das provin⸗ 
zielle Leben wird in ſeiner Eigenthümlichkeit durch die provinzialſtändiſche 
Verfaſſung gewahrt und gepflegt; wo aber der Inbegriff des geſammten 
ſtaatlichen Lebens in einer Central-Inſtitution zuſammengefaßt werden ſoll, 
da kann der einzelne Stand, die einzelne Provinz eine abgeſonderte Stellung, 
an Recht, ſich von dem Ganzen loszureißen, ja ſich mit demſelben in Kon⸗ 
flirt zu ſetzen, nicht in Anſpruch nehmen. Ein ſolches Recht iſt unvereinbar 
mit der Veſtimmung einer Landes⸗Vertretung, der Krone den nach allſeitiger 
Erörterung feſigeſtellten Wunſch des Volks, nicht einzelner Stände und Pro- 
vinzen, darzulegen; es if unvereinbar mit ihrem Beruf, alle Richtungen des 
National⸗Lebens in einem Mittelpunkt zu vereinigen, von welchem aus das 
Bewußtſein eines gemeinſamen Staats: Verbandes ſich durch alle Kreiſe der 
bürgerlichen Geſellſchaft ergießt; es iſt endlich unvereinbar mit ihrer Aufgabe, 
die Einheit des Staats, auf welcher die Kraft des Staates beruht, moraliſch 
immer feſter zu begründen So lange die allgemeine Stände-Verſammlung 
nicht als eben fo untheilbar betrachtet wird, wie das Land, das ſie vertritt, 
fo lange der Krone einerſeits und jedem Stande, jeder Provinz andererſeits 
vorbehalten bleibt, eine Sonderung in Theile herbeizuführen, ſo lange iſt dieſe 
Inſtitution der Gefahr ausgeſetzt, ftatt des Geſammt⸗Intereſſes Partikular⸗ 
Intereſſen zu vertreten, das National⸗Gefühl zu ſchwächen, ſtatt zu ſtärken, 
die Staatskraft zu zerſplittern, fatt zu ſammeln, und fomit die Zwecke, zu 


welchen fie beſtimmt iſt, nicht nur nicht zu fördern, ſondern denſelben geradezu 
entgegenzuwirken.“ Wenngleich die Abtheilung darüber einig war, daß die 
Anwendung der fraglichen Beſtimmung über die Sonderung in Theile bei 
der einheitlichen Tendenz des Vereinigten Landtags immer nur als ein un⸗ 
erfreuliches Ereigniß betrachtet werden könne, ſo trug die Majorität der Ab⸗ 
theilung dennoch Bedenken, den vorliegenden Antrag zu befürworten, weil es 
nach ihrem Dafürhalten in den einzelnen Provinzen und Ständen mit Rück⸗ 
ſicht auf die verſchiedenen Partikularitäten und Intereſſen ſehr wünſchens⸗ 
werth erſcheinen könnte in den angegebenen Fällen, zur Wahrung ber beſon⸗ 
deren Rechte oder Intereſſen mittelſt eines abgeſonderten Gutachtens der Aller⸗ 
höchſten Entſcheidung zu ſubmittiren. 

Marſchall: Da auch hier die Abtheilung ſich gegen die Petition er⸗ 
klärt hat, ſo muß ich fragen, ob ſie in der Verſammlung Unterſtützung findet. 
Diejenigen, die dafür ſtimmen, bitte ich aufzuſtehen. 

5 (Wird ausreichend unterſtützt.) 

Landtags-Kommiſſar: Ich habe bereits bei einer anderen Veran⸗ 
laſſung Gelegenheit gehabt, mich darüber zu äußern, wie wünſchenswerth es 
ſei, daß alle Mitglieder des Vereinigten Landtages hier möglichſt die Geſammt⸗ 
Intereſſen des Vaterlandes ins Auge faſſen und fie zu befördern ſtreben, nicht 
aber ſich durch provinzielle oder ſtändiſche Intereſſen hinreißen laſſen möchten, 
jene größeren Intereſſen aus den Augen zu verlieren. Wenn nichtsdeſtowe⸗ 
niger in dem Geſetz vom 3. Februar 1847 die Möglichkeit der Sonderung 


in Theile beibehalten iſt, nach Analogie derjenigen Beſtimmungen, welche ſich 


in den provinzialſtändiſchen Geſetzen befinden, fo hat dabei die Möglichkeit 
vorgeſchwebt, daß allerdings, wie auch die Majorität der Abtheilung anerkannt 
hat, Fälle vorkommen können, wo ungeachtet der genauen Beachtung des eben 
ausgeſprochenen Grundſatzes es im Intereſſe einzelner Provinzen oder Stände 
wünſchenswerth ſein könnte, ihre abgeſonderte Meinung an den Thron Sr. 
Majeſtät des Königs zu bringen. Ich bitte zu erwägen, daß nicht allein 
ſolche Gegeſtände, welche die geſammte Monarchie, ſondern auch ſolche, welche 
mehrere einzelne Provinzen betreffen, der Berathung und der Petition der 
hohen Verſammlung unterliegen, und daß es alſo möglich wäre, daß die 
Verſammlung nach ihrem beſten Wiſſen und Gewiſſen Anträge ſtellt, welche 
die einzelnen Provinzen präjudiziren könnten, und daß es dann doch wünſchens⸗ 
werth bleibe, den Weg zur Aeußerung der abgeſonderten Anſicht offen zu 
erhalten. 

0 Referent von der Heydt: Ich beſorge nicht, daß, wenn hier ein Ge⸗ 
genſtand berathen wird, ſich eine Provinz oder ein Stand in einem Präjudiz 
befinden könnte. Sie ſind ja hier anweſend; ich bin wenigſtens für die Pro⸗ 
vinz, welcher ich angehöre, ganz unbeſorgt, daß die Intereſſen derſelben prä⸗ 
judizirt würden. Ich ſtimme daher dafür, daß die 1uio in partes ganz aus 
dem Geſetz beſeitigt werde. 8 

Abg. v. Werdeck: Die Schwierigkeit in jeder Verfaſſung iſt die: das 

örivatrecht von dem öffentlichen Rechte zu ſcheiden. Auch in unſerer Ver⸗ 
ſammlung begegnet ſich das öffentliche Recht mit dem Privatrecht. Das 
öffentliche Recht verſchafft ſich durch Beſchlüſſe der Majorität die Geltung. 
Auf dem Punkte, wo das Privatrecht mit dem öffentlichen Recht zuſammen⸗ 
trifft, wird dem gedrückten Theil ſein Recht dadurch, daß er ſeine Wünſche 
und Beſchwerden zu den Stufen des Thrones niederlegt. Was wir bedürfen, 
iſt die Form, um eine Entſcheidung über dieſen Konflikt herbeizuführen, und 
dieſe ſichert uns die Itio in partes, und darum bin ich dafür, daß fie unan⸗ 
getaſtet bleibe. 

Abg. Graf von Helldorff: Meine Herren! Als Freund — wie ich 
mich glaube mehrfach ausgeſprochen zu haben — des ruhigen und gemeſſeuen 
Fortſchreitens in der Entwickelung unſerer ſtändiſchen Inſtitutionen, glaube ich, 
Sie auch vor jedem Eilſchritt warnen zu müſſen. Bitten wir nicht zu viel! 
Bitten und beantragen wir nichts, wozu ein dringendes Bedürfniß nicht vor⸗ 
liegt! Wir haben keine Veranlaſſung, die Bitte zu erheben, die hier beantragt 
iſt; ſie iſt in keiner Beziehung durch das Ergebniß unſerer ſeitherigen Ver⸗ 
handlungen gerechtfertigt. Wir haben ohnehin ſo manche Anträge zu ſtellen, 
deren Erfüllung uns mehr am Herzen liegen muß, für die ich mich ſelbſt 
auf das lebendigſte intereſſire; halten wir unfere Kräfte zuſammen für dieſe. 
(Bravo!) Ich ſtimme daher für das Gutachten der Majorität in der Ab⸗ 
theilung: daß dem Antrage auf Aufhebung des §. 17 der Verordnung vom 
3. Februar d. J, betreffend die Sonderung in Theile, keine Folge zu geben ſei. 

Abg. Küpfer: Ich betrete dieſen Platz, um meine volle Zuſtimmung 
zu dem Antrage des verehrlichten Mitgliedds aus der Rhein-Provinz und 
zu dem entſprechenden Antrage der Minderzahl der Abtheilung auszudrücken. 
Meiner innigſten Ueberzeugung nach, verdankt Preußen feinen Wachsthum 
und ſeine heutige Macht weſentlich dem Feſthalten ſeiner Regierung an einem 
Syſtem von Centraliſation. Da ich aber mit den Grundſätzen dieſes Syſtems 
das Beſtehen eines Rechts zur Sonderung in Theile in der centralſtändiſchen 
Verſammlung des Reichs nicht in Einklang zu bringen vermag, ſo halte ich 
es für meine Pflicht, unbedingt gegen jede Io in partes zu ſtimmen. 

Abg. Frhr. v. Lilien: Ich muß mich ebenfalls gegen den Antrag des 
Herrn Antragſtellers und für den Antrag der Abtheilung erklären. Ich halte 
die Iuio in partes auch auf dem Vereinigten Landtage für fo lange für noth⸗ 
wendig und folgegerecht, als hier eine ſtändiſche Gliederung ftattfindet und 
als der Landtag aus den Vereinigten Provinzial⸗Ständen beſteht. 

Abg. Graf zu Eulenburg: Den Schutz gegen die, wenn auch noch fo 
entfernt, mögliche Lädirung dieſer verſchiedenen Intereſſen erblicke ich allein 
in dem Recht der Itio in partes, und dies führt mich ſofort auf die Wir⸗ 
kungen dieſes Rechts. Dieſe erblicke ich in folgenden drei Punkten. Ich 
glaube nämlich, die Ilio in partes ſchafft uns einmal ein größeres Zutrauen 
in uns ſelbſt, d. h. wir fühlen über uns ein ſchützendes Dach und ſind darum 
nicht ſo ängſtlich auf die Intereſſen eines einzelnen Standes bedacht. Es 
giebt uns ferner das Gefühl der Sicherheit und freien Bewegung und endlich 
drittens eine größere Behutſamkeit in Faſſung unſerer Beſchlüſſe. In Folge 
dieſer drei Wirkungen komme ich zu dem Schluß, daß die Itio in partes nicht 
das Schreckbild iſt, das man hineinzulegen ſcheint. Ich ſtimme daher mit 
der Majorität des Ausſchuſſes und gegen den Antrag des Petenten. 

(Es wird vielſeitig um Abſtimmung gerufen.) 

Abg. von Beckerath: Sie haben, meine Herren, zu oft ſchon Ihre 
Sympathien für die Einheit des Staats und dieſer Verſammlung ausge⸗ 
ſprochen, als daß ich nicht für anmaßend erachten müßte, wenn ich ſie irgend 
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noch in Ihnen zu erwecken ſuchen ſollte. Ich vertraue, daß dieſe Verſamm⸗ 
lung nicht die Abſicht hat, ſich in dem betreffenden Paragraphen die Waffe 
zu bewahren, mit der fie gelegentlich ſich ſelbſt zerfleiſchen konnte. — Ich hoffe, 
daß fie durch Annahme meines Antrages ſich zu einer unauflöslichen, von 
Vaterlandsliebe getragenen Einheit erheben wird! 

Marſchall: Der Wunſch auf Abſtimmung iſt ſo allgemein laut ge⸗ 
worden, daß wir zu derſelben übergehen werden. 

Landtags-Kommiſſar: Es iſt von dem geehrten Herrn Referenten 
angeführt worden, daß eine ſolche Itio in partes allemal als ein ſehr bekla⸗ 
genswerther Umſtand zu betrachten ſei. Um ja nicht über dasjenige mißver⸗ 
ſtanden zu werden, was ich in Beziehung auf die Gründe angeführt habe, 
welche die Regierung vermochten, das Inſtitut der Iuo in partes auch in die 
Geſetzgebung vom 3. Februar zu übernehmen, erkläre ich, daß ich in dieſem 
Punkte dem Herrn Referenten völlig beiſtimme. Ich wünſche, daß Itio in 
partes in dieſem Saale oder in dem Saale, welcher künftig ihrer Verſamm⸗ 
lung dienen wird, ſo ſelten als möglich vorkommen möge, ich wünſche, daß 
der Fall nicht eintreten möge, wo ein Stand oder eine Provinz ſich verletzt 
fühle, ich wünſche, daß, wenn dennoch ein ſolcher Fall vorkommt, der Stand 
oder die Provinz kleine Verletzungen überſehe, um nicht durch die Itio in 
partes eine Spaltung des Landtags zu bekunden, aber ich wünſche auch ih⸗ 
nen das Recht erhalten zu ſehen, im äußerſten Falle dennoch ihre Intereſſen 
zu wahren. (Allgemeiner Ruf auf Abſtimmung.) 

Marſchall: Ich muß zuerſt fragen, ob die hohe Verſammlung den 
Schluß der Debatte wünſcht? Diejenigen, welche dies wünſchen, bitte ich 
aufzuſtehen. (Die Frage wird faſt einſtimmig bejaht.) Ich konnte jetzt ein⸗ 
fach die Frage dahin ſtellen, ob der Antrag des Gutachtens der Abtheilung 
angenommen werden ſolle. Indeſſen hat es ſich ſchon oft gezeigt, daß eine 
ſolche Art der Frageſtellung nicht recht verſtanden worden iſt. Ich halte es 
für beſſer, die Frage ausführlicher zu ſtellen, und werde fie jo formuliren: 
Soll Se. Majeſtätt der König allerunterthänigſt gebeten werden, die geſetzliche 
Beſtimmung über Sonderung in Theile für den Vereinigten Landtag aufzu⸗ 
heben? Diejenigen, welche für Bejahung der Frage find, bitte ich, aufzu⸗ 
ſtehen. (Es ergiebt ſich keine Majorität.) Wir kommen nun zu dem Gut⸗ 
achten der fünften Abtheilung, betreffend die Petitionen der Herren Abgeordne- 
ten Wächter, Schlenther und Denzin, wegen Abänderung der beſtehenden 
Vorſchriften über die Erſtattungspflicht der Mandatarien-Gebühren in Civil⸗ 
Prozeſſen bei Objekten unter 200 Thalern. Es fragt ſich, ob dieſer Antrag 
hier in der Verſammlung die erforderliche Unterſtützung findet? Es hat 
nicht hinreichende Unterftügung gefunden und kann nicht zur Berathung ge⸗ 
ſtellt werden. Das jetzt zur Berathung kommende Gutachten betrifft den An⸗ 
trag des Herrn Abgeordneten Dittrich, die Eidesnormen und Verminderung 
der gerichtlichen Eide betreffend. Herr Juſtiz-Kommiſſar Plange iſt Referent 
in dieſer Angelegenheit. 5 

Referent Plange: Das Gutachten lautet, wie folgt: „In der vor⸗ 
liegenden Petition iſt I. der Antrag auf Einführung einer gleichartigen Eides⸗ 
formel zwiſchen den Eiden der evangeliſchen und katholiſchen Glaubensgenoſ⸗ 
ſen geſtellt: indem ſolche bei den Evangeliſchen mit den Worten: „„So 
wahr mir Gott helfe durch Jeſum Chriſtum zur ewigen Seligkeit. Amen“ — 
ſchlieft, und bei den Katholiken mit den Worten: „„So wahr wir Gott 
helfe und ſein heiliges Evangelium. Amen.““ Die unterzeichnete Abtheilung 
hat ſich einſtimmig gegen dieſen Antrag ausgeſprochen. 

Marſchall: Den erſten Antrag hat die Abtheilung nicht befürwortet; 
der Herr Antragſteller ſelbſt hat nicht darauf beſtanden, daß er weiter vers 
folgt werde; und es fragt ſich: ob er in der Verſammlung Unterſtützung findet? 
Er findet keine Unterſtützung. 

Referent Plange: „Der II. Antrag geht auf Einſchränkung oder Ver⸗ 
minderung gerichtlicher Eide. Das Gutachten der Abtheilung geht auch ge— 
gen dieſen Antrag, wobei alle Mitglieder, mit Ausnahme eines, einſtimmig 
waren, aber deſſenungeachtet der Antragſteller bei ſeiner Intention beharrte. 

Marſchall: Es hat ſich auch hier die Abtheilung nicht für den An⸗ 
trag ausgeſprochen. Ich frage: ob derſelbe in der hohen Verſammlung Un⸗ 
terſtützung findet? (Es erhebt ſich nicht die hinreichende Anzahl Mitglieder 
dafür. Er kann alſo nicht zur Berathung kommen.) Ein ferneres Gutach- 
ten betrifft den Antrag des Herrn Abgeordneten Dittrich auf baldige Emani— 
rung des neuen Strafgeſetzbuchs. Von der Abtheilung in dieſer Antrag nicht 
befürwortet worden, es fragt ſich demnach, ehe er zur Berathung geſtellt 
wird, ob ſich 24 Mitglieder dafür erklären? (Er wird hinreichend unterftügt.) 

Abg. Frhr. v. Mylius: Meine Herren, ich habe ums Wort gebeten, 
um ein Amendement zu dem von dem Herrn Abgeordneten Dittrich vorgeftell- 
ten Antrage in Vorſchlag zu bringen. Dieſes Amendement würde dahin lau⸗ 
ten: Eine hohe Verſammlung wolle an Se. Majeſtät den König die Bitte 
richten: Se. Majeſtät geruhe, zu verordnen, daß das Strafgeſetzbuch in ſei⸗ 
ner neuen Umarbeitung entweder dem jetzt verſammelten oder dem nächſten 
Vereinigten Landtag zur Berathung und Begutachtung vorgelegt, jedenfalls 
eine angemeffene Zeit vor dieſer Verlage veröffentlicht werde. 

Marfhall: Das Amendement geht dahin, daß das neue Strafgeſetz⸗ 
buch dem jetzigen oder nächſten Vereinigten Landtage vorgelegt werde, und 
ich frage, ob die Verſammlung daſſelbe unterſtützt? 

25 (Es wird hinreichend unterſtützt.) 

Abg. v. d. Heydt: Ich wünſche, daß das Strafgeſetzbuch dem nächſten 
Vereinigten Landtage vorgelegt werde, und ich hoffen, daß die hohe Ver⸗ 
ſammlung ſich in großer Mehrheit dafür ausſprechen werde. 

Abg. Dittrich: Meine Herren, die Abſicht bei meinem Antrage war 
die der Beſchleunigung Es iſt unzweifelhaft, daß die Vorſchriften der 
neuen Strafgeſetzgebung weſentliche Verbeſſerungen enthalten gegen die bishe⸗ 
rigen Beſtimmungen, und es wird daher allgemein dringend die Beſchleuni⸗ 
gung gewünſcht. Ich betrachte die Zuſammenberufung des Vereinigten Land⸗ 
tages auch in Beziehung hierauf als ein mit dem größten Danke anzuerken⸗ 
nendes Moment. Ich hoffe, daß die Vielſeitigteit und Schwerfälligkeit, welche 
bisher durch die Anhörung der Ae Landtage entſtand und welche die 
Geſetzgebung ſehr aufgehalten hat, RG bandes deen und die Beſchleuni⸗ 
gung auch dieſes dringend gewünſchten egeuſtandes herbeigeführt werden wird. 
Ob eine nochmalige Vorlage an den Sand Landtag nöthig ſein dürfte, 

das zu beurtheilen, bin ich nicht im S 5 ki 

Abg. ee 30 appellire an Ihren Patriotismus in dieſer 


Hinſicht und hoffe, daß Sie allgemein dem Antrage eines verehrten Kollegen 
aus der Rheinprovinz beitreten werden, dem Antrage, der einfach dahin geht, 
die Bitte an Se. Mafeſtät zu richten, dem gegenwärtigen oder dem nächſten 
Vereinigten Landtage das Strafgejeg vorlegen zu laſſen. 

Marſchall: Demnach werde ich die Frage auf das Amendement ſtel⸗ 
len, welches dahin geht, daß Se. Majeſtät der König allerunterthänigſt ge⸗ 
beten werden ſoll, das neue Strafgeſetzbuch dem jetzigen oder dem nächſten 
Vereinigten Landtage zur Berathung vorlegen zu laſſen. (Der Secretair ver⸗ 
lieſt nochmals dieſe Frage.) Diejenigen, welche die Frage bejahen wollen, 
bitte ich aufzustehen. 2 

Abg. v. d. Heydt: Ich erlaube mir jetzt den früheren Vorſchlag zu er⸗ 
neuern, daß nämlich zur Vorbereitung der Berathung des nächſten Vereinig⸗ 
ten Landtages gebeten werden möge, noch auf dem gegenwärtigen Landtage 
Ausſchüſſe zu wählen, nämlich aus jedem Stande in jeder Provinz ein Mik⸗ 
gied, de einberufen werden würden, um vor dem Zuſammentritt des Verei⸗ 
nigten Landtags vorzuberathen. Es ift durchaus nöthig, daß bei einem fo 
wichtigen Geſetze eine Vorberathung ſtattfſinde. g 

Marſchall: Der Antrag geht dahin, Se. Maleſtät zu bitten, gnä⸗ 
digſt zu befehlen, daß zur Vorberathung für den nächſten Vereinigten Land⸗ 
tag eine Kommiſſion ernannt werde. 

Abg. v. d. Heydt: Der Antrag iſt der, daß der jetzige Landtag aus 
jeder Provinz ſo viel Abgeordnete, als für angemeſſen befunden werden, wäh⸗ 
len ſoll, um das Kriminal-Geſetzbuch mit Miniſterial-Kommiſſarien zu berathen. 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich muß mich entſchieden gegen den Antrag 
erklären. 

Marſchall: Ich muß bemerken, daß uns hier ein ſehr unvorbereitetes 
neues Amendement vorliegt, und daß, wenn die hohe Verſammlung überhaupt 
darauf eingehen will, die Beſchlußnahme hierüber einer ſpäteren Sitzung vor⸗ 
behalten bleiben muß. 

Abg. Frhr. v. Mylius: Das von mir vorgeſchlagene Amendement um⸗ 
faßt zwei Theile: „1) Daß Se. Majeſtät geruhe, zu verordnen, daß das 
Strafgeſetzbuch in ſeiner neuen Ausarbeitung entweder dem jetzt verſammelten 
oder dem nächſten Vereinigten Landtage zur Berathung und Begutachtung 
vorgelegt.“ Das iſt dieſer Theil, welcher durch Befugniß der hohen Ver⸗ 
ſammlung erledigt iſt. Der zweite Theil lautet: „jedenfalls eine angemeſ⸗ 
fene Zeit vor dieſer Vorlage veröffentlicht werde.“ Hinſichtlich des 
zweiten Theils iſt noch kein Beſchluß gefaßt. 

Marſchall: Die Frage iſt, ob Se. Majeſtät der König allerunter⸗ 
thänigſt gebeten werden ſollen, den Entwurf zu dem nenen Strafgeſetzbuche 
eine angemeſſene Zeit vor Berathung deſſelben veröffentlichen zu laſſen. Dies 
jenigen, welche dem Antrage beitreten, bitte ich aufzuſtehen. (Mit großer 
Majorität angenommen.) Der frühere Antrag iſt jetzt von dem Herrn An⸗ 
tragſteller modifizirt und ganz allgemein geſtellt worden. Er geht in feiner 
neuen Faſſung dahin, daß Se. Majeſtät der König allerunterthänigſt gebeten 
werden möge: eine Vorberathung des neuen Strafgeſetzbuches durch einen aus 
allen Provinzen zuſammengeſetzten Ausſchuß eintreten zu laſſen. Einen ſol⸗ 
chen allgemeinen Antrag, bei welchem auf Partikularitäten nicht eingegangen 


würde, zur Berathung und Beſchlußnahme zu ſtellen, möchte weniger Beden⸗ 


ken haben; ich frage daher, ob Jemand das Wort verlangt, und wenn das 
nicht iſt, ob der Antrag Unterſtützung findet (Hinreichend unterſtützt) Dann 
bitte ich, daß diejenigen, welche die Frage bejahen, aufſtehen. (Mit mehr 
als zwei Drittel angenommen.) Der jetzt zu verhandelnde Gegenſtand be⸗ 
trifft eine Petition auf Abänderung der verſchiedenen Geſetze, nach welchen die 
Koften für die Herſtellung der Landwehr-Kavalleriepferde, fo wie für die 
Landarmen-Pflege und die Unterhaltung der Irren-Anſtalten, nach der See⸗ 
lenzahl repartirt werden. Die Abtheilung hat ſich nicht für Befürwortung 
des Antrags erklärt, ich frage, ob er hier in der Verſammlung Unterſtützung 
findet. — Er iſt nicht unterſtützt worden, wird alſo nicht zur Berathung 
kommen. Es liegt uns noch ein Gutachten vor, betreffend die Petitionen 
wegen Gründung von Verbrecher-Kolonieen in anderen Welttheilen und An⸗ 
wendung der Deportation für ſchwere Verbrechen. Von einem der Herren 
Antragſteller iſt zwar der Wunſch geäußert worden, daß das Gutachten heute 
noch nicht vorkommen möchte. Indeſſen, da es auf der Tagesordnung ſteht, 
fo finde ich mich nicht befugt, ihn von der Berathung auszuſchließen, und 
dies um ſo weniger, als wir dadurch an Zeit gewinnen. Die Abtheilung 
hat den Antrag nicht befürwortet, und es fragt ſich, ob er in der Ver⸗ 
ſammlung Unterſtützung findet? Es haben ſich nur 12 Stimmen dafür er- 
hoben, der Antrag wird alfo nicht in Erwägung genommen werden können. 
Es liegt nicht genug Material vor, um noch eine Sitzung zu füllen; ich 
hoffe jedoch, daß dies am nächſten Dienſtage der Fall fein werde. Jetzt 
ſind nur vorhanden: die Gutachten 1) über die Aufenthaltskarten; 2) über 
die Geſindebücher; 3) über eine an Se. Majeſtät den König zu ſtellen⸗ 
de Petition, daß der Haupt-Finanz⸗Etat in einer Abtheilung berathen wer⸗ 
den möge; und endlich 4) die Ablösbarkeit der bäuerlichen Lehne betreffend. 
Dieſe Berichte können mit Gewißheit als Tagesordnung angegeben werden, 
hierzu würde noch dasjenige kommen, was bis Dienſtag gedruckt und ver⸗ 
theilt ſein kann. Es iſt der Wunſch geäußert worden, die nächſte Sitzung 
erſt um 11 Uhr angehen zu laſſen; ich ſchließe daher die heutige Sitzung 
und lade die verehrten Herren auf Dienſtag um 11 Uhr geborfamft ein. 
(Schluß der Sitzung Nachmittags um 4 Uhr.) 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 25. Mai. 

Unter Vorſitz des Landtags-Marſchalls von Roch ow. Als Secretaire 
fungiren die Abgeordneten Kuſchke und Siegfried. Die Sitzung beginnt 
20 Minuten nach 11 Uhr Vormittags mit der Verleſung des Protokolls der 
letzten Sitzung vom 21. d. M. durch den Secretair Abgeordn. Naumann. 

Marſchall: Findet ſich etwas gegen das Protokoll zu erinnern? (Keine 
Erinnerung wird gemacht.) Der Hr. Abgeordn. Mehls hat das Wort zuerſt. 

Abg. Mehls: Meine Herren! So viel mir bekannt, iſt bei der Bera⸗ 
thung über das Geſchäfts⸗Reglement beſchloſſen worden, daß die einzelnen 
Redner für oder wider eine Petition oder eine Propoſttion ſich nur an dem 
Tage bei dem Herrn Landtags⸗Marſchall melden und zum Wort einſchreiben 
laſſen ſollen, an welchen die Propofitionen oder die Petitionen, mit dem Gut⸗ 
achten der Abtheilung verſehen, zum Vortrag kommen. Ich habe geglaubt, 

(Fortfegung in der zweiten Beilage.) 
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daß dieſer gefaßte Beſchluß ſofort in das Leben getreten ſei und habe mich 
deshalb einigemale um das Wort bei dem Vortrage in der Sitzung ſelbſt 
gemeldet, allein ich habe das Wort nicht erhalten können. Bei der vorletzten 
Sitzung, wo die Angelegenheit wegen der Oeffentlichkeit der Stadtverordneten⸗ 
Sitzungen zum Vortrag kam, bei welcher ich als Petent für die unbedingte 
Oeffentlichkeit der Stadtverordneten⸗Sitzungen geſtimmt und den Antrag ge— 
ſtellt habe, meldete ich mich auch in der Sitzung um das Wort, als aber 
mehrere der Herren Redner geſprochen hatten und die hohe Verſammlung die 
Abſtimmung wünſchte, ich aber das Wort nicht erhielt, was mit neun anderen 
Rednern gleichfalls der Fall war, erkundigte ich mich nach dem Grunde mei⸗ 
ner Nichtberückſichtigung bei dem Herrn Marſchall, und er hatte die Güte, 
mir zu erklären, daß die Redner, welche das Wort erhalten, ſich ſchon drei 
oder vier Tage vorher um das Wort gemeldet hätten und eingeſchrieben wor- 
den wären. Ein ſolches Verfahren ſcheint mir nachtheilig für unſeren Ge⸗ 
ſchäftsgang, weil auf dieſe Weiſe nur zu oft der Petent um die Gelegenheit 
kommen muß, die Gründe für ſeinen Antrag vor der hohen Verſammlung 
nicht entwickeln zu können. 

Eine Stimme: Dieſer Beſchluß iſt nicht gefaßt, ſondern es iſt gerade 
das Gegentheil beſchloſſen worden. N 

Marſchall: Diefe Angelegenheit iſt bereits zur Sprache gekommen, 
als die Petition über die Abänderungen im Reglement berathen wurden. Da⸗ 
mals ſind vielfältige Anträge dieſer Art gemacht worden, namentlich auch 
darauf, daß die Herren Redner ſich nicht vor der Sitzung melden ſollen u. 
w.; die hohe Verſammlung iſt aber über alle dieſe Anträge hinweggegan⸗ 
gen und hat beſchloſſen, keine Bitte hierauf zu richten, ich habe mich alſo 
auch nicht ermächtigt gefühlt, an dem gewöhnlichen Gange der Geſchäfte et= 
was zu ändern. 1 

Eine Stimme: Ich möchte aber doch für dieſen ſpeziellen Fall den 
Antrag des 8 Redners befürworten, denn es muß allerdings einem Pe⸗ 
tenten außerordentlich ſchmerzhaft ſein, wenn er ſeine Anſicht, die er gewiß 
nur allein am gründlichſten zu vertheidigen vermag, nicht vortragen kann, 
weil ihm eine, Anzahl Redner vorangegangen ſind und die Verſammlung 
vielleicht müde geworden iſt, ihn anzuhören. 

Marſchall: Ich bitte die Antragſteller, welchen es darum zu thun 
iſt, wegen einer Petition das Wort zu erhalten, ſich ſogleich zu melden, wenn 
das Gutachten über die Petition angekündigt wird. 

Eine Stimme: Es ſcheint Bedürfniß zu fein, auch außer der Reihe 
das Wort zu erhalten, denn es können Einwürfe gegen eine Petition vor⸗ 
kommen, welche noch nicht zur Sprache gekommen ſind, und welche erſt Wi⸗ 
derlegung finden müſſen. 

Eine Stimme: Mir ſcheint es, Herr Marſchall, als wenn der Pe⸗ 
tent und Referent ſich gegenüberſtänden; als wenn der Petent die Gründe 
widerlegen müßte, welche der Referent bei der Abtheilung vorgetragen hat. 

Abg. v. Manteuffel II. (vom Platz): Da der Gegenſtand einmal be⸗ 
ſprochen wird, fo wollte ich um Belehrung bitten, in welcher Weiſe man ſich 
längere 3905 vorher zu melden habe, wenn man über einen Gegenſtand ſprechen 
Sari Wa Marſchall ſelbſt die Meldung entgegennimmt oder das Se⸗ 
retariat. Mir iſt nicht Nr geweſen, wie derartige Meldungen erfolgen. 

Marſchall: Alle Meldungen, welche mir ſchriftlich oder mündlich ge⸗ 
macht worden ſind, habe ich ſogleich angenommen und die Herren in der 
Reihenfolge notirt. Der Herr Abgeordnete v. Auerswald hat jetzt das Wort. 

Abg. v. Auerswald (betritt die Rednerbühne): Ich ſehe mich veran⸗ 
laßt, den Blick der hohen Verſammlung auf einen Gegenſtand zu lenken, den 
ich in einer früheren Verſammlung habe fallen laſſen, nämlich die Berichti⸗ 
gung der Mittheilungen der Allg. Preußhiſchen Zeitung. Ich ließ den 

ntrag damals fallen, weil an demſelben Tage die Verhandlung über die 
ſienographiſchen Protokolle erfolgen und eine Remedur ſtattfinden ſollte. Dieſe 
hat nicht genügend flattgefunden, obgleich ſinnentſtellende Fehler und Unrich⸗ 
tigkeiten in den Mittheilungen der Allg. Preuß. Zeitung noch täglich 
vorkommen. So iſt einem Abgeordneten der Schleſiſchen Ritterſchaft, der 
jetzt, wie es ſcheint, nicht anweſend iſt, der unangenehme Fall paffirt, daß, 
wahrend er geſagt hat, die Verſammlung wäre in principio in Widerſpruch, 
er gejagt haben ſolle, fie wäre in principe im Widerſpruch. Ich glaube, 
an es dem geehrten und gewiß ſehr loyalen Abgeordneten höchſt unangenehm 
ein mi PN eine ſolche Aeußerung in den Mund gelegt zu ſehen. Einem 
anderen Abgeo 7 85 if gerade das Gegentheil von dem, was er gejagt hat, 
dadurch n worden, daß das Wort „nicht“ weggelaſſen iſt, und 
mehrere ähnliche Dinge. Ich erlaube mir aus dieſen Gründen auf den Vor⸗ 
ſchlag zurückzukommen, den ich früher machen wollte, und bitte die hohe Ver⸗ 
ſammlung, auf ihr Recht, über die Richtigkeit und Nothwendigkeit einzelner 
Berichtigungen zu entſcheiden, zu verzichten, daßeibe auf das Secretariat 
übergehen zu laſſen und an den Herrn Marſchall folgende Bitte zu richten: 
„Der Herr Marſchall wolle anordnen, daß Berichtigungen der bereits ge— 
druckten Mittheilungen, wenn dieſelben am Tage nach Ausgabe der betreffen— 
den Nummer der Allg. Preuß. Zeitung eingehen, von dem Secretariat 
geſammelt, geprüft und der Redaction zur Aufnahme amtlich eingeſendet wer 
den.“ Es erſcheint mir dies um fo nothwendiger, als, wie bekannt, Abe 
drücke unſerer Verhandlungen in beſonderen Sammlungen bereits erſcheinen, 
in die nun alle jene Undinge übergehen, die auf keine Weiſe zum Vortheile 
für die Sache gereichen können. Ich ſtelle anheim, ob der Herr Marſchall 
die Unterſtüzung der Verſammlung zu dieſem Antrage aufrufen wolle. 

Marſchakl: Es ſcheint mir, daß dieſer Vorſchlag der Sache ganz an⸗ 
gemeſſen iſt, und daß Niemand dagegen etwas einwenden wird; ich bitte da⸗ 
her, daß alle diejenigen Herren, welche Verichtigungen zu machen haben, fie 
den A 
mit Er fie mir zuſchicken und ich ſie der Allg. Preuß. Ztg. zum Drucke 
zufertige. Der Herr Seeretair Naumann will die in dem heutigen Protokolle 
berichtigten Stellen vorleſen. (Der Seeretair verlieſt die berichtigten Stellen, 
welche auf die von dem Marſchall deshalb geſtellten Fragen genehmigt wer⸗ 
den.) Wir werden nunmehr zur Tagesordnung kommen, und zwar zuerſt zu 
dem Gutachten, betreffend die Gebühren für Aufenthalts⸗Karten. Die Ab⸗ 
theilung hat den Antrag nicht befürwortet, und es fragt ſich daher, ob er in 
der hohen Verſammlung Unterſtützung findet. (Die Unterſtützung erfolgt.) 


zu nehmen und die Stelle nochmals vorzuleſen. 


erren Secretalren, welche an dem Tage fungirt haben, einreichen, da⸗ 


Abg. Sperling: Einen polizeilichen Zweck können dieſe Aufenthalts⸗ 
Karten nicht haben, denn es hat Jeder, der einen Ort betritt, die Verpflich⸗ 
tung, ſich bei der Polizei entweder ſelbſt zu melden, oder der Hausbeſitzer 
muß die Meldung machen, und dadurch erhält die Polizeibehörde hinlängliche 
Veranlaſſung, das betreffende Individuum zu überwachen. 

Abg. Stedtmann: Es ſind deshalb die allgemeinen Grundſätze, welche 
der Bürgermeiſter von Königsberg aufgeſtellt hat, ganz übereinſtimmend mit 
meiner Anſicht, welche ich habe geltend machen wollen. Ich finde es ganz 
dem Prinzip unangemeſſen, daß irgend eine Stadt für die Ausübung der 
Polizei eine Abgabe von Leuten in Anſpruch nimmt, die ohnedies durch ihre 
Gegenwart den Nahrungsſtand der betreffenden Stadt zu heben beitragen. 

Abg. Siebig: Hohe Verſammlung! Auch ich kann mich nur entſchie⸗ 
den dahin ausſprechen, daß die Aufenthaltstarten wegfallen mögen. Ich er⸗ 
laube mir aber noch einen Mißbrauch — ich kann es nicht anders bezeichnen 
— zur Sprache zu bringen, der bisher und zwar bis voriges Jahr in Bres⸗ 
lau ſtattgefunden hat, ſei es aus Irrthum oder aus anderen Gründen. Die 
Aufenthaltskarten ſind dort lange Zeit auch ſolchen Individuen gegeben wor⸗ 
den, die ſich manchmal Jahre lang dort aufhielten. Mir iſt ein Fall bekannt, 
wo eine ledige Perſon, die nach polizeilichen Berichten durchaus rechtſchaffen 
und unbeſcholten ſich aufgeführt hat, 15 Jahre dieſe Abgabe bezahlte, wäh⸗ 
rend ſie der Stadtgemeinde längſt als Einwohnerin geſetzlich zugefallen wäre. 
Ich glaube deshalb, daß der Wegfall der Aufenthalts-Gebühren ein Akt der 
Gerechtigkeit iſt, und werde mich deshalb den früheren Rednern anſchließen, 
nach welchen Se. Mafeſtät gebeten werden ſoll, daß dieſe in der That läſtige 
und nur auf einer Kleinigkeit beruhende Abgabe abgeſtellt werde. 

Abg. v. Manteuffel J.: Ich will durchaus für dieſe Abgabe nicht in 
die Schranken treten, ich glaube wohl, daß ſich Manches dagegen ſagen läßt. 
Indeſſen erlaube ich mir, die hohe Verſammlung darauf aufmerkſam zu ma⸗ 
chen, daß fie ganz beſonders einen ſehr ſpeziellen Theil der Monarchie, näm⸗ 
lich die Stadt Frankfurt, betrifft. Ich weiß nicht, ob es in der Stellung des 
hohen Landtags liegen kann, fi mit einer ſolchen Spezialität zu befaſſen. 
Indeſſen gebe ich gehorſamſt zu bedenken, daß, wenn der hohe Landtag auf 
einen ſolchen Spezialfall eingeht, er der Gefahr ausgeſetzt iſt, einſeitig über 
die Sache zu urtheilen und Manches zu überſehen. So viel mir bekannt iſt, 
haben die Frankfurter Meſſen einen ganz beſonderen Charakter. Ein großer 
Theil des Publikums kommt aus den öſtlichen Staaten dahin, und es iſt 
dieſem Theile des Publikums viel daran gelegen, wenn es mit der Legitima⸗ 
tion nicht ſo ſtreng genommen wird. Ich glaube, daß die ſtädtiſchen Behör⸗ 
den ungern eine ſolche Handhabe verlieren würden, um gerade dieſen Theil 
des dortigen Publikums unter geeignete Kontrolle zu nehmen. Deshalb möchte 
wohl Anſtand genommen werden, eine Beſchlußnahme über dieſen einzelnen 
Partikularfall herbeizuführen. ; 

Abg. v. d. Heydt: Nicht im Intereſſe der Stadt Frankfurt foll eine 
Petition angebracht werden, da würde der Redner Recht haben, ſondern im 
Intereſſe aller Staatsbürger. Aus der Gegend, wo ich zu Hauſe bin, und 
aus der Stadt, welcher ich angehöre, gehen eine Menge Kaufleute auf die 
Meſſe nach Frankfurt und müſſen ohnedies viel Geld dort verzehren, was 
der Stadt viel einbringt. Es ſcheint mir ungerecht und unbillig, daß eine 
ſolche Abgabe erhoben wird, und ich ſchließe mich den Petenten an, uns zu 
der Bitte an Se. Majeſtät den König zu vereinigen, daß dieſe Abgabe ab⸗ 
geſchafft werde. 

Abg. Graf v. Finkenſtein: Nur eine Berichtigung! Es ſteht deut⸗ 
lich in dem Protokolle der Abthtilung: für Aufenthaltskarten überhaupt, ins⸗ 
beſondere, aber der den Bewohnern der Provinz Poſen ausnahmsweiſe auf⸗ 
erlegten Gebühren für die Aufenthalts-Erlaubniß während der Meſſe zu Frank⸗ 
furt a. d. O., antragen zu wollen.“ Alſo geht dieſe Petition nur auf die 
einzige Stadt Frankfurt. 
Abg. Sperling: 


Ich wollte mich ſchon des Wortes begeben; aber 
der Redner, 


welcher ſo eben geſprochen hat, veranlaßt mich, das Wort 
Es heißt: Der Antragſteller 
bittet; durch eine zu den Stufen des Thrones niederzulegende Petition um 
Aufhebung der Gebühren für Aufenthaltskarten überhaupt, insbeſondere aber 
der den Bewohnern der Provinz Poſen ausnahmsweiſe auferlegten Gebühren 
für die Aufenthalts-Erlaubniß während der Meſſe zu Frankfurt a. d. O., 
antragen zu wollen. Es iſt alſo der Gegenſtand ſehr allgemeiner Natur, 

Abg. Brown: Ich wollte nur fagen, daß die Hauptveranlaflung zu 
meiner Petition die geweſen iſt, daß alle diejenigen, welche von den öſtlichen 
Provinzen nach Frankfurt kommen, mit einer ſolchen Steuer belaſtet werden, 
während Andere davon frei ſind. Das iſt die ſpezielle Veranlaſſung zu mei⸗ 
nem Antrage; aber mein Antrag geht freilich darauf aus, daß die Aufent⸗ 
haltskarten überhaupt wegfallen möchten. Soll eine polizeiliche Kontrolle 
ſtattfinden, fo kann dieſe immer erfolgen; es können auch Aufenthaltskarten 
gegeben werden, ohne daß aber deren Verabreichung mit einer Geldauflage 
verbunden iſt. 

Abg. Linau: Ich habe gegen die Aufhebung der Aufenthaltskarten gar 
nichts, wenn ſie allgemein aufgehoben werden ſollen; aber wenn ſie blos für 
die Stadt Frankfurt aufgehoben werden ſollen, ſo müßte ich feierlichſt dage⸗ 
gen proteſtiren. Wie ſchon der Abgeordnete für Brandenburg bemerkt hat, 
iſt bei uns eine Kontrolle durchaus nothwendig. Meine Herren! Sie kennen 
die Leute nicht, welche zur Frankfurter Meſſe kommen, und wie ſollen wir fie 
unter einer Kontrolle halten? Jetzt iſt es fo, daß fie ſich dort melden und 
eine Karte nehmen müſſen, und es iſt wegen der Kontrolle die Karten-Ein⸗ 
richtung für Frankfurt ſehr nothwendig. 

Abg. Sperling: Aber die 10 Sgr., die dafür bezahlt werden, ſind 
nicht nothwendig. 

Abg. Linau: Wie viel dafür bezahlt wird, weiß ich nicht, es werden 
10 Sgr. ſein, und wie geſagt, für den Fall, wenn die Aufenthaltskarten 
allgemein aufgehoben werden, ſtimme ich bei, aber dagegen, daß fie blos in 
specie für Frankfurt aufgehoben werden ſollen, muß ich proteſtiren. 

a Abg. v. Meding: Sollte aus dem, was jetzt geſagt worden iſt, wohl 
nicht deutlich hervorgehen, daß die hohe Verſammlung das hier zum Grunde 
liegende Sachverhältniß nicht vollſtändig überſteht? Mich dünkt, daß das nlcht 
allein aus dem Gutachten der Abtheilung, ſondern auch aus dem, was alle 
Redner geſagt haben, hervorgehe. Weun die Sache fo liegt, daß fie die hohe 
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Verſammlung nicht zu überfehen vermag, fo ſtelle ich anheim, ob es nicht 
gerathener ſei, einen Antrag an die Krone nicht zu bringen, als einen Ans 
trag zu ſtellen, den man nicht überſehen kann und wobei zu fürchten iſt, daß, 
wenn man ihn ſtellt, während man das Verhältniß nicht überficht, die hohe 
Verſammlung in den unangenehmen Fall verſetzt wird, daß die Krone den 
Antrag ablehnt. Sollte bei der Sache wirklich ein jo wichtiges Intereſſe vor⸗ 
liegen, daß ſchon jetzt nothwendigerweiſe, ohne nicht ein weſentliches Intereſſe 
zu gefährden, ein Antrag gemacht werden müßte, und ſollte nicht ein ſolcher 
Antrag bis zu einer künftigeren Zeit ausgeſetzt werden können, wo man ihn 
vollſtändig zu überſehen vermag? 8 

Abg. Sperling: Der Abgeordnete aus der Mark macht der Verſamm⸗ 
lung einen Vorwurf daraus, daß ſie auf dieſe Sache eingeht, ohne ſie zu 
überſehen. Ich glaube, es wäre dann wünſchenswerth geweſen, daß der Red⸗ 
ner der Verſammlung das Sachverhältniß vorgetragen hälte. Es iſt das auch 
nicht weiter nöthig; denn es iſt, wie ich glaube, in dem Gutachten der Ab⸗ 
theilung ſo deutlich auseinandergefegt, daß kein Zweifel obwalten kann. Es 
geht einfach darauf hinaus, daß derjenige, welcher nach einem beſtimmten Ort 
kommt, in welchem er nicht wohnt, eine Aufenthaltskarte löſen und dafür be⸗ 
zahlen muß. Wäre dieſe Aufenthaltskarte nur zur Kontrolle beſtimmt, ohne 
daß dafür etwas bezahlt werden dürfte, ſo ließe ſich nichts dagegen einwenden. 

Abg. v. Saucken: Es iſt zum Theil ſchon das erwähnt worden, was 
ich ſagen wollte Wenn von einem Mitgliede der Mark Brandenburg, wels 
ches entſchieden ſeiner Stellung nach Kenntniß von dem Sachverhältniß haben 
muß, der Vorwurf gemacht wird, daß die Abtheilung nicht gründlich zu Werke 
gegangen ſei, ſo muß ich wünſchen und beantragen, daß der Gegenſtand an 
die Abtheilung zurückgegeben werde, damit dieſe ihn gründlich erörtere. Das 
Mitglied der Provinz Brandenburg würde dann hinzutreten, um die Abthei⸗ 
lung von dem Sachverhältniß gründlich zu informiren, damit dieſe hierauf 
eine Entſcheidung zu geben im Stande ſei. 

Abg. von der Heydt: Ich bin auch der Meinung, daß das geehrte 
Mitglied aus Brandenburg jedem Mitgliede füglich überlaſſen könnte, für 
ſich zu erwägen, ob es ſich genugſam aufgeklärt finde, ein Votum abzugeben. 
Ich meinerſeits finde mich genugſam aufgeklärt durch den Bericht der Abthei⸗ 
lung und durch die Auskunft, die der Königliche Kommiſſar dort gegeben hat. 

Marſchall: Ich ſchließe die Berathung und werde die Frage ſtellen: 
Soll Se. Majeſtät der König gebeten werden, die Aufhebung der Gebühren 
für Aufenthalts⸗Karten zu befehlen? 

Mehrere Stimmen: Für die ganze Monarchie? 

Marſchall: Natürlich. (Secretair verlieſt nochmals die Frage) Die⸗ 
jenigen, welche für Bejahung dieſer Frage find, bitte ich aufzuſtehen. (Wird 
mit mehr als zwei Dritteln der Stimmen angenommen.) — Das zweite Gut⸗ 
achten betrifft die Ermäßigung des Preiſes für die Geſinde Bücher von 10 
Sgr. auf 24 Sgr. Die Mehrheit der Abtheilung hat dieſen Antrag nicht 
befürwortet. Ich frage ob er in der hohen Verſammlung Unterſtützung fin 
det? (Wird ausreichend unterſtützt.) 

Abg. von der Heydt: Ich kann mich dem Vorſchlage der Abtheilung 
nicht anſchließen. Es ſcheint mir vielmehr der Antrag auf Ermäßigung des 
Preiſes für die Geſindebücher wohl der Berückſichtigung werth. Bei der Be⸗ 
rathung des betreffenden Geſetz⸗Entwurfs hat der rheiniſche Provinzial⸗Land⸗ 
tag die Vedürfuiß⸗Frage wegen zwangsweiſer Einführung der Geſindebücher 
mit großer Stimmenmehrheit verneint. Es hat ihm bedenklich geſchienen, mit 
Rückſicht auf das einſache Verhältniß zwiſchen Herrſchaft und Geſinde, ſolche 
polizeiliche Beſtimmungen anzuordnen und das Wohl oder Wehe einer ohne⸗ 
bin ſchon hart bedrängten Klaſſe in die Hand einer nicht immer leidenſchafts⸗ 
loſen Herrſchaft zu legen. In Beziehung auf den Preis der Geſindebücher 
hat der rheiniſche Landtag darauf aufmerkſam gemacht, daß durch dieſelben 
ja nur eine polizeiliche Anordnung bezweckt werde, und daß es daher ange⸗ 
meſſen erſcheine, nicht mehr als die wirklichen Koſten zu fordern, alſo den 
Preis nicht höher als etwa 1 Sgr zu ſtellen. Ich trage daher darauf an, 
daß der Preis der Gefindebücher nicht nur auf 23, ſondern auf 1 Sgr. er⸗ 
mäßigt werde. 

Abg. Meviſſen: Meine Herren, ich kann dem Gutachten der Abthei- 
lung nicht beiſtimmen, ich glaube, daß es dem Geiſte dieſer hohen Verſamm⸗ 
lung mehr entſprechen wird, wenn ſie, in der die Beſitzloſen nicht vertreten 
ſind, gerade dadurch die erreichte hohe Stufe des Kulturſtandes in Preußen 
bezeichnet, daß ſie aus freier Wahl, frei von aller äußeren Anregung, die 
Rechte der Beſitzloſen vorzugsweiſe wahrnimmt. Dieſe Tendenz ift es, die 
in der Steuergeſetzgebung der letzten Jahre mehrfach angedeutet, die bei der 
Hervorrufung der Vereine zum Wohle der arbeitenden Klaſſen leitend gewe⸗ 
fen iſt. Ich ſtimme für gänzliche Aufhebung jeder Vergütung für Geſinde— 
bücher. 


Abg. Gier: In meiner Gegend hat die Auflage von 10 Sgr. viele 


94 


Klagen veranlaßt und wird zu hart gehalten, weshalb ich mich für die Pe⸗ 
titon erkläre, daß der Betrag auf 24 Sgr. geſetzt werde, wobei der Fiskus 
unter obigen Verhältniſſen immer noch mehr Einnahme als früher haben wird. 

Abg. von Kunheim: Es heißt hier immer, daß die Staatskaſſe dieſe 
Einnahme erhalten habe; es fließt aber in die Kirchen- und Armenkaſſe ein 
Theil davon mit 25 Sgr., und wir haben es bei uns ſchmerzlich empfunden, 
daß wir dieſen Antheil verloren haben. 

Abg. Schauß: Entgegen den Anſichten der bisherigen Redner, muß ich 
mich für die Anſicht der Abtheilung ausſprechen. Ich laſſe gern mein Mit⸗ 
gefühl vorwalten für andere Menſchen und beſonders für ſolche, die in einem 
gedrückten, abhängigen Zuſtande leben. Ich muß mich aber zunächſt fras 
gen, ob dies bei der dienenden Klaſſe der Fall ſei. Ich vermag nicht zu be⸗ 
uurtheilen, in welchen Verhältniſſen die dienende Klaſſe in anderen Provinzen 
und Gegenden des Landes ſich befindet, ich kann nur davon ſprechen, wie es 
bei uns in Berlin iſt, und da muß ich ſagen, daß dieſe Abgabe, die jetzt 
bedeutend durch die Geſindebücher ermäßigt iſt, weil fie jetzt fuͤr einen ſechs⸗ 
maligen Wechſel nur 10 Sgr. beträgt, während ſie früher 1 Thaler aus⸗ 
machte, nicht als eine drückende Abgade betrachtet werden kann, um ſo we⸗ 
niger zwar, als hier in meiner Vaterſtadt nicht die Dienſtleute, fondern 
eigentlich die Dienſtherrſchaft dieſe Abgabe zu tragen hat und trägt. Wenn 
nun die Geſindebücher noch in ihrem Preiſe ermäßigt werden, fo konnte 
dies leicht für die dienende Klaſſe eine um ſo größere Veranlaſſung wer⸗ 
den, den Dienſt noch häufiger zu wechſeln, wie es leider ſchon jetzt geſchieht. 
Dagegen aber muß ich es ausſprechen, daß es mit Schmerz mich erfüllt 
hat, daß Geſindebücher überhaupt eingeführt worden ſind Ich kann es nicht 
billigen, daß Menſchen, ohnehin in ihrer Lage nicht zu beneiden, auf Jahre 
hinaus gewiſſermaßen einer ſteten polizeilichen Kontrolle unterworfen werden, 
daß ſie den Stempel ihres Verhaltens an der Stirn gleichſam tragen ſollen. 
Bisher hatten ſie es wenigſtens für ſich, mit dem Zeugniß nach eigenem Wil⸗ 
len zu verfahren. — Die Sätze übrigens zu ermäßigen, wie verſchiedentlich 
vorgeſchlagen, dagegen muß ich mich entſchieden erklären. 

Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Nach dem Geſetze vom 29. September 
v. J. iſt es allerdings die Abſicht geweſen, die Abgaben, die das Geſinde zu 
entrichten hat, zu ermäßigen, und es iſt auch, wie in dem Gutachten der 
Abtheilung ausgeſprochen worden, keinem Zweifel unterworfen, daß dieſe Er⸗ 
mäßigung keine unerhebliche ſei. Die Argumente, die jetzt angeführt worden, 
ſind ſchon bei den Vorberathungen zur Sprache gekommen; und in der dar⸗ 
auf ergangenen Allerhöchſten Veſtimmung, gegenwärtig, nach einem Ver⸗ 
laufe von einigen Monaten, eine Abänderung eintreten zu laſſen, dafür ſpre⸗ 
chen, meiner Anſicht nach, keine Gründe, die durch die Erfahrung Beſtätigung 
gefunden hätten. 

(Es wird die Abſtimmung verlangt.) 

Marſchall: Ich muß fragen, ob die Verſammlung den Schluß der 
Debatte wünſcht. Wer dies will, beliebe aufzuſtehen. (Große Majorität.) Ich 
erkläre die Debatte daher für geſchloſſen. Die Abtheilung hat ſich dahin aus⸗ 
geſprochen, daß keine Petition geſtellt werden möge, daß es alſo bei dem ge⸗ 
genwärtigen Satz von 10 Sgr. ſein Bewenden behalten ſoll. Außerdem ſind 
folgende Anträge geftellt worden: Einer amendirt die Herabfegung auf 23 
Sgr.; ein anderer die Ermäßigung bis auf 1 Sgr.; endlich iſt ein Vorſchlag, 
der dahin geht, die Abgabe ganz aufzuheben. — Ich könnte nun fragen, ob 
der Antrag der Abtheilung angenommen werden ſoll. Indeß, wenn ich frage, 
ob Se. Majeſtät der König allerunterthänigſt gebeten werden ſoll, eine Er⸗ 
mäßigung der Abgabe bis auf 22 Sgr. eintreten zu laſſen, fo iſt, wenn dieſe 
Frage bejaht werden ſollte, damit der Antrag der Abtheilung verworfen. 
Würde die erſte Frage verneint, ſo könnte ich den Antrag auf Ermäßigung 
bis zu 1 Sgr., und wenn dieſer die Genehmigung der Verſammlung nicht 
erhalten ſollte, den Antrag auf die gänzliche Freilaſſung zur Abſtimmung 
bringen. . 

Eine Stimme: Ich glaube, wenn wir über das Gutachten der Ab⸗ 
theilung abgeſtimmt haben und daſſelbe angenommen wird, fo iſt alles An⸗ 
dere beſeitigt. 

Marſchall: Wenn die Abſtimmung in dieſer Weiſe gewünſcht wird, 
ſoll ſie ſo vorgenommen werden. Diejenigen Mitglieder, die für Annahme 
des Gutachtens der Abtheilung ſind, bitte ich aufzuſtehen. (Eine Stimme: 
Das Refultat iſt zweifelhaft!) Die Sache it gar nicht zweifelhaft, denn es 
müſſen zwei Drittel Stimmen vorhanden fein, wenn das Gutachten der Ab⸗ 
theilung nicht angenommen wäre, und dieſe ſind unzweifelhaft nicht vorhan⸗ 
den. Das Gutachten ift alfo von der Verſammlung angenommen. Es folgt 
nun die Berathung über das Gutachten, betreffend den Antrag auf Verwei⸗ 
ſung des Haupt⸗Finanz⸗Etats und der Ueberſicht der Finanz-Verwaltung an 
eine Abtheilung zum Zwecke der Vorbereitung der Information für den Ver⸗ 
einigten Landtag. Ich gebe dem Abgeordneten Herrn Sattig das Wort. 


(Schluß folgt.) 


